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Nationalrat
Herbstsession 2025

Bundesgesetz 
über die Armee und  
Militärverwaltung
(Militärgesetz, MG)

Änderung vom …

Die Bundesversammlung der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft,
nach Einsicht in die Botschaft des 
Bundesrates vom 7. März 20251,
beschliesst:
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Geltendes Recht Bundesrat Ständerat Kommission des Nationalrates

I

Das Militärgesetz vom 3. Februar 
19952 wird wie folgt geändert:

Ersatz von Ausdrücken
In den Artikeln 20 Absatz 1ter, 23 Ab-
sätze 1 und 3 sowie 27 Absatz 1bis 
wird «Kommando Operationen» er-
setzt durch «Kommando Ausbildung».

Art. 11 Abs. 1

1 Die für die Einwohnerregister zu-
ständigen Behörden melden den 
kantonalen Militärbehörden jährlich 
und unentgeltlich folgende Daten der 
Stellungspflichtigen: 
a.	 Namen und Vornamen;
b.	 Wohnadresse und Heimatge-

meinden;
c.	 AHV-Nummer;
d.	 Geburtsdatum;
e.	 Geschlecht;
f.	 Muttersprache;
g.	 ausgeübter Beruf.

2		 SR 510.10

I I

Mehrheit Minderheit (Gartmann, Addor,  
Candinas Martin, Götte, Heimgartner, 
Hess Erich, Hurter Thomas, Tuena, 
Walliser, Zuberbühler)
Lesbarkeit verbessern:  
Im Gesetz werden Formulierungen 
im Partizip Präsens und alle Doppel-
nennungen in männlicher und weibli-
cher Form durch den generischen 
Maskulin ersetzt.

Art. 11	 Zuständigkeit und 
Aufteilung der Kosten

1 Die Einwohnergemeinden melden 
den kantonalen Militärbehörden jähr-
lich und unentgeltlich Namen, Vorna-
men, Wohnadresse und AHV-Num-
mer der Stellungspflichtigen nach 
ihrem Einwohnerregister.

2 Die Kantone haben folgende Aufga-
ben:
a.	 Sie nehmen die Stellungspflichti-

gen in die Militärkontrolle auf.
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Art. 12 Einleitungssatz
Militärdienstpflichtige, die militär-
diensttauglich sind, müssen folgende 
Dienste leisten und Pflichten erfüllen:

b.	 Sie führen die Orientierungsver-
anstaltung durch.

c.	 Sie geben an der Orientierungs-
veranstaltung den Ausweis über 
die Erfüllung der Militärdienst-
pflicht ab.

d.	 Sie wirken bei der Rekrutierung 
mit.

e.	 Sie laden die Frauen zur Orientie-
rungsveranstaltung ein.

2bis Der Bundesrat legt die Ziele der 
Orientierungsveranstaltung, die zu 
vermittelnden Informationen und die 
zu erhebenden Daten fest. Das Eid-
genössische Departement für Vertei-
digung, Bevölkerungsschutz und 
Sport (VBS) regelt die Einzelheiten.
3 Der Bund führt die Rekrutierung 
durch. Er unterstützt die Kantone bei 
der Erfassung der stellungspflichti-
gen Auslandschweizer.
4 Der Bund trägt die Kosten für die 
Rekrutierung. Die Kantone tragen die 
Kosten für die Orientierungsveran-
staltung.

Art. 12	 Grundsatz
Militärdienstpflichtige, die militär-
diensttauglich sind, müssen folgende 
Dienste leisten:
a.	 Ausbildungsdienste (Art. 41–61);
b.	 Friedensförderungsdienst, für den 

sie sich angemeldet haben (Art. 
66);

c.	 Assistenzdienst (Art. 67–75);
d.	 Aktivdienst (Art. 76–91);
e.	 allgemeine Pflichten ausser 

Dienst (Art. 25).
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Art. 13 Abs. 1 Bst. ater

1 Die Militärdienstpflicht dauert:

ater.	 für Stellungspflichtige, welche 
die Altersgrenze zur Absolvierung 
der Rekrutierung nach Artikel 9 
Absatz 2 überschritten haben bis 
zum Ende des zwölften Jahres 
nach deren Überschreitung;

Art. 13	 Altersgrenzen für die 
Militärdienstpflicht

1 Die Militärdienstpflicht dauert:
a.	 für Angehörige der Mannschaft 

und für Unteroffiziere: bis zum 
Ende des zwölften Jahres nach 
Abschluss der Rekrutenschule;

abis.	 für Rekrutierte, die nach Arti-
kel 49 Absatz 2 aus der Armee 
entlassen wurden: bis zum Ende 
des zwölften Jahres nach der 
Entlassung aus der Armee;

b.	 für höhere Unteroffiziere:
1.	 die nicht in Stäben grosser 

Verbände eingeteilt sind:
-	 für Feldweibel, Hauptfeldwei-

bel, Fouriere und Adjutantun-
teroffiziere: bis zum Ende des 
Jahres, in dem sie das 36. 
Altersjahr vollenden

-	 für Stabsadjutanten: bis zum 
Ende des Jahres, in dem sie 
das 42. Altersjahr vollenden

-	 für Haupt- und Chefadjutan-
ten: bis zum Ende des Jahres, 
in dem sie das 50. Altersjahr 
vollenden,

2.	 die in Stäben grosser Verbän-
de eingeteilt sind: bis zum 
Ende des Jahres, in dem sie 
das 50. Altersjahr vollenden;

c.	 für Subalternoffiziere: bis zum 
Ende des Jahres, in dem sie das 
40. Altersjahr vollenden;
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d.	 für Hauptleute: bis zum Ende des 
Jahres, in dem sie das 42. Al-
tersjahr vollenden;

e.	 für Stabsoffiziere: bis zum Ende 
des Jahres, in dem sie das 50. Al-
tersjahr vollenden;

f.	 für höhere Stabsoffiziere: bis zum 
Ende des Jahres, in dem sie das 
65. Altersjahr vollenden;

g.	 für Spezialistinnen und Spezialis-
ten: bis zum Ende des Jahres, in 
dem sie das 50. Altersjahr vollen-
den;

h.	 für das militärische Personal: bis 
zur Beendigung des Arbeitsver-
hältnisses; vorbehalten bleibt eine 
längere Dauer nach den Buchsta-
ben a–g.

2 Der Bundesrat kann:
a.	 zur Steuerung des Bestandes der 

Armee die Altersgrenzen um 
höchstens fünf Jahre herabset-
zen;

b.	 für einen Aktiv- oder Assistenz-
dienst die Altersgrenzen um 
höchstens fünf Jahre hinaufset-
zen;

c.	 vorsehen, dass höhere Unteroffi-
ziere, Offiziere sowie Spezialistin-
nen und Spezialisten bei Bedarf 
der Armee die Dauer der Militär-
dienstpflicht verlängern können, 
jedoch längstens bis zum Ende 
des Jahres, in dem sie das 65. 
Altersjahr vollenden.
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Art. 17 Sachüberschrift

	 Dienstbefreiung der 
Mitglieder der Bundes-
versammlung

Art. 18 Abs. 1 Bst. a und b sowie 3 
erster Satz  

1 Für die Dauer ihres Amtes oder 
ihrer Anstellung werden von der Mili-
tärdienstpflicht befreit:
a.	 die Mitglieder des Bundesrates, 

die Bundeskanzlerin oder der 
Bundeskanzler sowie die Vize-
kanzlerinnen oder Vizekanzler;

b.	 Aufgehoben

Art. 17	 Dienstbefreiung der 
Parlamentarier und 
Parlamentarierinnen

1 Die Mitglieder der Bundesversamm-
lung sind während der Dauer der 
Sessionen und der Sitzungen der 
Kommissionen und Fraktionen der 
eidgenössischen Räte vom Ausbil-
dungsdienst und vom Assistenz-
dienst befreit.
2 Sie müssen nur Ausbildungsdienst 
für einen höheren Grad oder eine 
neue Funktion nachholen.

Art. 18	 Dienstbefreiung für 
unentbehrliche Tätig-
keiten

1 Für die Dauer ihres Amtes oder 
ihrer Anstellung werden von der Mili-
tärdienstpflicht befreit:
a.	 die Mitglieder des Bundesrates, 

der Bundeskanzler und die Vize-
kanzler;

b.	 Geistliche, die nicht der Armee-
seelsorge angehören;

c.	 die folgenden hauptberuflich 
tätigen Personen:
1.	 Medizinalpersonen, die für die 

Sicherstellung des Betriebs 
von sanitätsdienstlichen Ein-
richtungen des zivilen Ge-
sundheitswesens notwendig 
sind und von der Armee nicht 
zwingend für sanitätsdienstli-
che Aufgaben benötigt wer-
den,
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2.	 Angehörige von Rettungs-
diensten, die von der Armee 
nicht zwingend für eigene 
Rettungsdienste benötigt 
werden,

3.	 Direktorinnen, Direktoren und 
Aufsichtspersonen von Anstal-
ten, Gefängnissen oder Hei-
men, in denen Untersu-
chungshaft, Strafen oder 
Massnahmen vollzogen wer-
den,

4.	 Angehörige von Polizeidiens-
ten, die von der Armee nicht 
zwingend für polizeiliche Auf-
gaben benötigt werden,

5.	 Angehörige des Grenzwacht-
korps,

6.	 Angestellte der Postdienste, 
der vom Bund konzessionier-
ten Transportunternehmen 
sowie der Verwaltung, die in 
ausserordentlichen Lagen für 
den Sicherheitsverbund 
Schweiz unentbehrlich sind,

7.	 Angehörige von staatlich 
anerkannten Feuerwehren 
und Wehrdiensten,

8.	 Angestellte der zivilen Flugsi-
cherungsdienste, die für die 
Sicherstellung der zivilen 
Flugsicherung unentbehrlich 
sind und nicht zwingend für 
die militärische Flugsicherung 
benötigt werden;

d.–i.	 ...
j.	 ...
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3 Personen nach Absatz 1 Buchstabe 
a werden von Amtes wegen befreit, 
die anderen Personen auf Gesuch 
hin. ....  
 
 
 
 

2 Das VBS kann in begründeten Aus-
nahmefällen weitere hauptberufliche 
Angehörige von öffentlichen und 
privaten Institutionen und Diensten, 
die lebensnotwendige oder für die 
Nothilfe oder die Bewältigung von 
Katastrophen unentbehrliche Dienst-
leistungen erbringen, befreien, soweit 
sie für die entsprechenden Aufgaben 
in der Armee nicht zwingend benötigt 
werden.
3 Die Mitglieder des Bundesrates, der 
Bundeskanzler und die Vizekanzler 
werden von Amtes wegen befreit, die 
andern Personen auf Gesuch hin. 
Das Gesuch wird vom Arbeitgeber, 
der Arbeitgeberin oder der Stelle, die 
der militärdienstpflichtigen Person 
übergeordnet ist, gemeinsam mit 
dieser gestellt.
4 Der Bundesrat regelt die Einzelhei-
ten in Bezug auf die Institutionen, 
Personen und Tätigkeiten sowie die 
Zuständigkeit für den Entscheid.
5 Militärdienstpflichtige nach Absatz 1 
Buchstabe c werden erst befreit, 
wenn sie die Rekrutenschule bestan-
den haben.
6 Nicht von der Militärdienstpflicht 
befreit werden Angehörige der Ar-
mee, die als Cyberspezialistinnen 
und Cyberspezialisten eingeteilt sind 
und die von der Armee zwingend 
benötigt werden.
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Art. 19	 Wiedereinteilung
Personen, die nach Artikel 18 von der 
Militärdienstpflicht befreit waren, 
werden beim Wegfall des Grundes 
für die Dienstbefreiung wieder in die 
Armee eingeteilt, wenn sie von der 
Armee noch benötigt werden.

Art. 20 Abs. 2

Art. 19	 Wiedereinteilung
Wer nach Artikel 18 vom Militärdienst 
befreit war, wird beim Wegfall des 
Grundes für die Dienstbefreiung 
wieder in die Armee eingeteilt, wenn 
er von der Armee noch benötigt wird.

Art. 20	 Neubeurteilung der 
Tauglichkeit; Neueintei-
lung

1 Der Militärärztliche Dienst kann von 
Amtes wegen eine Neubeurteilung 
der Militärdiensttauglichkeit anord-
nen.
1bis Ein schriftliches und begründetes 
Gesuch um Neubeurteilung stellen 
können:
a.	 die zu beurteilende Person;
b.	 die Ärztinnen und Ärzte der Ar-

mee und der Militärverwaltung;
c.	 die behandelnden und begut-

achtenden Zivilärztinnen und 
-ärzte;

d.	 die Behörden der Militärverwal-
tung und die Militärversicherung;

e.	 die militärischen Strafbehörden;
f.	 das Bundesamt für Zivildienst, im 

Rahmen der Rekrutierung auch 
mündlich.
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2 Die Einteilung und die Zuteilung von 
Angehörigen der Armee können 
jederzeit geändert werden.

Art. 21 Abs. 1 Bst. a
1 Stellungspflichtige werden nicht 
rekrutiert, wenn:
a.	 sie für die Armee untragbar sind, 

weil sie wegen eines Verbrechens 
oder Vergehens rechtskräftig 
verurteilt wurden;  

1ter Personen, die im Hinblick auf ihre 
dienstlichen Pflichten teilweise oder 
völlig urteilsunfähig sind, sind dien-
stuntauglich. Die Erwachsenen-
schutzbehörden melden dem Kom-
mando Operationen unverzüglich alle 
rechtskräftig verfügten Beistand-
schaften sowie deren Aufhebung, die 
Stellungspflichtige und Angehörige 
der Armee betreffen. Das Kommando 
Operationen leitet die Meldungen an 
die Rekrutierungsorgane sowie die 
Kreiskommandantinnen und Kreis-
kommandanten weiter.
2 Die Einteilung und die Zuteilung 
eines Angehörigen der Armee kön-
nen jederzeit geändert werden.
3 Der Bundesrat regelt die Vorausset-
zungen und das Verfahren.

Art. 21	 Nichtrekrutierung
1 Stellungspflichtige werden nicht 
rekrutiert, wenn:
a.	 sie für die Armee untragbar ge-

worden sind, weil:
1.	 sie wegen eines Verbrechens 

oder Vergehens rechtskräftig 
verurteilt wurden,

2.	 für sie eine freiheitsentziehen-
de Massnahme rechtskräftig 
angeordnet wurde;

b.	 ihnen keine persönliche Waffe 
überlassen werden darf (Art. 113 
Abs. 1).

2 Auf ihr Gesuch hin können Perso-
nen nach Absatz 1 zur Rekrutierung 
zugelassen werden, wenn die Armee 
sie benötigt und:
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Art. 22 Abs. 1 Bst. a

1 Angehörige der Armee werden aus 
der Armee ausgeschlossen, wenn:
a.	 sie für die Armee untragbar ge-

worden sind, weil sie wegen ei-
nes Verbrechens oder Vergehens 
rechtskräftig verurteilt wurden; 

a.	 in Fällen nach Absatz 1 Buchsta-
be a: sie sich während der Probe-
zeit bei bedingtem oder teilbe-
dingtem Strafvollzug oder bei 
bedingter Entlassung aus dem 
Strafvollzug bewährt haben;

b.	 in Fällen nach Absatz 1 Buchsta-
be b: keine Hinderungsgründe für 
die Überlassung der persönlichen 
Waffe mehr bestehen.

3 Die Zulassung kann widerrufen 
werden, wenn nachträglich bekannt 
wird, dass ihre Voraussetzungen 
nicht gegeben waren.

Art. 22	 Ausschluss aus der 
Armee

1 Angehörige der Armee werden aus 
der Armee ausgeschlossen, wenn:
a.	 sie für die Armee untragbar ge-

worden sind, weil:
1.	 sie wegen eines Verbrechens 

oder Vergehens rechtskräftig 
verurteilt wurden,

2.	 für sie eine freiheitsentziehen-
de Massnahme rechtskräftig 
angeordnet wurde;

b.	 ihnen keine persönliche Waffe 
überlassen werden darf (Art. 113 
Abs. 1).

2 Auf ihr Gesuch hin können Perso-
nen nach Absatz 1 wieder zur Armee 
zugelassen werden, wenn die Armee 
sie benötigt und:
a.	 in Fällen nach Absatz 1 Buchsta-

be a: sie sich während der Probe-
zeit bei bedingtem oder teilbe-
dingtem Strafvollzug oder bei 
bedingter Entlassung aus dem 
Strafvollzug bewährt haben;
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Art. 26 Bst. c und d
Die Militärdienstpflichtigen müssen 
ausser Dienst die folgenden Amtster-
mine wahrnehmen:

c.	 Schiesskurse nach Artikel 63 
Absatz 5;

d.	 Rückgabetermin nach Artikel 112 
Absatz 3.

Art. 29	 Versorgung, Post-
dienste und digitale 
Kommunikation

1 Der Bund kommt für die Versorgung 
der Angehörigen der Armee auf.  

2 Er sorgt für Angehörige der Armee 
im Militärdienst und in dienstlichen 
Angelegenheiten ausser Dienst für 
eine ausreichende und kostenlose 
Grundversorgung mit Postdiensten 
und für angemessene digitale Kom-
munikationsmöglichkeiten.  

b.	 in Fällen nach Absatz 1 Buchsta-
be b: keine Hinderungsgründe für 
die Überlassung der persönlichen 
Waffe mehr bestehen.

3 Die Wiederzulassung kann widerru-
fen werden, wenn nachträglich be-
kannt wird, dass ihre Voraussetzun-
gen nicht gegeben waren.

Art. 26	 Besondere Pflichten
Die Militärdienstpflichtigen müssen 
ausser Dienst die folgenden Amtster-
mine wahrnehmen:
a.	 persönliche Befragungen bei 

Personensicherheitsprüfungen für 
Stellungspflichtige und Angehöri-
ge der Armee;

b.	 medizinische Untersuchungen zur 
Neubeurteilung der Tauglichkeit.

Art. 29	 Versorgung

1 Die Angehörigen der Armee erhal-
ten im Militärdienst vom Bund Sold 
und Verpflegung.
2 Der Bund sorgt für ihre Unterkunft 
und kommt für ihre Dienstreisen auf.

3 Er sorgt für Angehörige der Armee 
im Militärdienst und in dienstlichen 
Angelegenheiten ausser Dienst für 
eine ausreichende und kostenlose 
Grundversorgung mit Postdiensten.
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Art. 29a	 Sold
1 Angehörige der Armee werden nach 
ihrem Grad besoldet.
2 Die Soldberechtigung beginnt mit 
dem Einrückungstag gemäss Aufge-
bot und hört mit dem Entlassungstag 
auf.
3 Die Soldberechtigung besteht auch 
in der Zeit zwischen:
a.	 der Rekrutenschule und Ausbil-

dungsdiensten zur Erlangung des 
Grades Wachtmeister, Feldwei-
bel, Hauptfeldweibel, Fourier oder 
Leutnant oder zwischen solchen 
Ausbildungsdiensten, sofern die 
jeweiligen Dienste höchstens 
sechs Wochen auseinanderlie-
gen;

b.	 separaten Teilen einer Rekruten-
schule, sofern diese Teile höchs-
tens sechs Wochen auseinander-
liegen.

4 Nicht soldberechtigt sind:
a.	 Militärdienstpflichtige, die:

1.	 eine Altersrente der Alters- 
und Hinterlassenenversiche-
rung beziehen,

2.	 als militärisches Personal 
oder Angestellte der Militär-
verwaltung Dienst im Sinne 
von Artikel 59 Absatz 4 leis-
ten,

4 Die Bundesversammlung erlässt die 
Bestimmungen über Sold, Verpfle-
gung, Unterkunft und Dienstreisen.

Art. 29a	 Ausbildungsgutschrift
1 Der Bund kann Angehörigen der 
Miliz für das Absolvieren von Kader-
schulen und des praktischen Diens-
tes für die Ausbildung zum Unteroffi-
zier, zum höheren Unteroffizier oder 
zum Offizier bis Stufe Stäbe der 
Truppenkörper einen finanziellen 
Betrag gutschreiben, den sie für 
zivile Ausbildungen beziehen kön-
nen.

2 Der Bundesrat erlässt die Bestim-
mungen über die Ausbildungsgut-
schrift.
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3.	 als Angestellte der Militärver-
waltung des Bundes einen 
Einsatz nach Artikel 65c leis-
ten;

b.	 Pilotinnen und Piloten sowie 
Beobachterinnen und Beobachter 
für das individuelle Training.

5 Der Bundesrat setzt den Sold fest.

Art. 29b	 Verpflegung
1 Angehörige der Armee, die Sold 
beziehen, sind verpflegungsberech-
tigt.
2 Sie erhalten entweder Natural- oder 
Pensionsverpflegung.
3 Die Naturalverpflegung bildet die 
Regel. Sie kann für bestimmte 
Dienstleistungen durch eine Zulage 
ergänzt werden.
4 Die Logistikbasis der Armee (LBA) 
setzt für die Naturalverpflegung den 
Basiskredit pro Person und Tag so-
wie allfällige Zulagen nach der Ent-
wicklung der Marktpreise fest.

Art. 29c	 Unterkunft
1 Der Bund sorgt für die Unterkunft 
der Angehörigen der Armee im Mili-
tärdienst.
2 Die Unterkunft erfolgt:
a.	 in Kasernen oder kasernenmäs-

sig eingerichteten Gebäuden;
b.	 in Kantonnementen von Gemein-

den oder Privaten;
c.	 in Biwaks;
d.	 durch Einquartierung bei Priva-

ten.
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Art. 29d	 Kasernierung in Ge-
bäuden Dritter

Für die Benützung von Kasernen 
oder kasernenmässig eingerichteten 
Gebäuden, die nicht dem Bund gehö-
ren, schliesst der Bund mit den Ei-
gentümerinnen und Eigentümern 
Verträge ab.

Art. 29e	 Reisen und Transport
1 Der Bund trägt die Reise- und 
Transportkosten für das öffentliche 
Verkehrsmittel:
a.	 von Angehörigen der Armee beim 

Einrücken in Dienste nach Artikel 
12 Buchstaben a–d und bei der 
Entlassung daraus;

b.	 von Angehörigen der Armee im 
Militärdienst für Dienstreisen;

c.	 für alle Transporte von Truppen, 
Fahrzeugen, Armeetieren und 
Material für den dienstlichen 
Bedarf der Armee;

d.	 von Militärdienstpflichtigen für die 
Wahrnehmung von Amtsterminen 
nach Artikel 26.

2 Der Bundesrat kann vorsehen, dass 
die Kosten für die Reise in den Ur-
laub ganz oder teilweise vom Bund 
übernommen werden.

Art. 29f
Bisheriger Art. 29a
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Art. 30 Abs. 1 zweiter Satz und 1bis

1 ...  
 
                   . ... Der Anspruch besteht 
auch in den Zeiträumen nach Artikel 
29a Absatz 3.

1bis Aufgehoben

Art. 32 Abs. 1
1 Die Vorgesetzten und die von ihnen 
ermächtigten Führungsgehilfinnen 
und Führungsgehilfen haben das 
Recht, den Unterstellten in Dienstsa-
chen Befehle zu erteilen.

Art. 30	 Ersatz des Erwerb-
sausfalls

1 Wer Militärdienst leistet, hat An-
spruch auf eine Entschädigung für 
den Erwerbsausfall.

1bis Zwischen der Rekrutenschule 
und Ausbildungsdiensten zur Erlan-
gung des Grades Wachtmeister, 
Feldweibel, Hauptfeldweibel, Fourier 
oder Leutnant oder zwischen solchen 
Ausbildungsdiensten besteht ein 
Anspruch auf Sold und Erwerbser-
satz, sofern die jeweiligen Dienste 
höchstens sechs Wochen auseinan-
derliegen.
2 Der Erwerbsersatz wird durch ein 
besonderes Bundesgesetz geregelt.

Art. 32	 Befehl und Gehorsam
1 Die Vorgesetzten und die von ihnen 
ermächtigten Führungsgehilfen ha-
ben das Recht, den Unterstellten in 
Dienstsachen Befehle zu erteilen.

2 Die Angehörigen der Armee sind 
den Vorgesetzten gegenüber in 
Dienstsachen zu Gehorsam ver-
pflichtet.
3 Die Angehörigen der Armee führen 
einen Befehl nicht aus, wenn er von 
ihnen ein Verhalten verlangt, das 
nach Gesetz oder Völkerrecht straf-
bar ist.
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Art. 36 Abs. 1
1 Stellungspflichtige und Angehörige 
der Armee haben das Recht, Dienst-
beschwerde zu erheben, wenn sie 
der Überzeugung sind, andere Stel-
lungspflichtige, andere Angehörige 
der Armee oder eine Militärbehörde 
hätten ihnen Unrecht getan.

Art. 40b
1 Schaffen Angehörige der Armee in 
Ausübung ihrer dienstlichen Tätigkeit 
ein Werk im Sinne der Artikel 2–4 
des Urheberrechtsgesetzes vom 
9. Oktober 19923, so stehen die Ver-
wendungsbefugnisse ausschliesslich 
dem Bund zu.
3	 	 SR 231.1

Art. 36	 Dienstbeschwerde
1 Die Angehörigen der Armee haben 
das Recht, Dienstbeschwerde zu 
erheben, wenn sie der Überzeugung 
sind, ein militärischer Vorgesetzter, 
ein anderer Angehöriger der Armee 
oder eine Militärbehörde habe ihnen 
Unrecht getan.

2 Der Entscheid über die Dienstbe-
schwerde kann bei der nächst höhe-
ren Stelle und deren Entscheid beim 
zuständigen Departement angefoch-
ten werden. Das Departement ent-
scheidet endgültig.
3 Entscheide der kantonalen Militärdi-
rektionen können direkt beim VBS 
angefochten werden, wenn das kan-
tonale Recht nicht den Weiterzug an 
die Kantonsregierung vorsieht.
4 Dienstbeschwerde und Weiterzug 
werden in einem einfachen, raschen 
und kostenlosen Verfahren erledigt. 
Sie haben keine aufschiebende Wir-
kung. Die angerufene Instanz kann 
ihnen jedoch ausnahmsweise aus 
besonderen Gründen aufschiebende 
Wirkung zuerkennen.
5 Der Bundesrat regelt die Einzelhei-
ten.

Art. 40b
1 Schafft ein Angehöriger der Armee 
in Ausübung seiner dienstlichen Tä-
tigkeit ein Werk im Sinne des Urhe-
berrechtsgesetzes vom 9. Oktober 
1992, so stehen dem Bund allein die 
Verwendungsbefugnisse zu.
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2 Ist das Werk von grossem Nutzen 
für den Bund, so kann den betreffen-
den Angehörigen der Armee eine 
angemessene Entschädigung ausge-
richtet werden.

Einfügen vor dem Gliederungstitel 
des Vierten Titels

7. Kapitel: Pflicht zur Rücker-
stattung von Ausbildungskos-
ten

Art. 40c

Die Armee kann von Personen, die 
auf Kosten der Armee eine zivil aner-
kannte Ausbildung gemacht haben, 
Ausbildungskosten zurückfordern, 
wenn diese Personen nach Ab-
schluss der Ausbildung innert einer 
gewissen Zeitspanne nicht eine Min-
destanzahl Tage Militärdienst leisten.

Art. 47	 Militärisches Personal
1 Das militärische Personal umfasst 
die unter dem militärischen Statut 
angestellten Berufs- und Zeitmilitärs. 
Das Statut beinhaltet die Gesamtheit 
aller Rechte und Pflichten des militä-
rischen Personals. Dieses untersteht 
dem Bundespersonalrecht.
2 Berufsmilitärs sind Berufsoffiziere, 
Berufsunteroffiziere und Berufssolda-
ten. In der Regel sind sie in einem 
unbefristeten vertraglichen Arbeits-
verhältnis angestellt.

2 Ist das Werk von grossem Nutzen 
für den Bund, so kann dem Angehöri-
gen der Armee eine angemessene 
Entschädigung ausgerichtet werden.

Art. 40c
Mehrheit Minderheit (Chollet, De Ventura, 

Glättli, Molina, Seiler Graf, Zryd, 
Zybach)
Streichen

Art. 47	 Militärisches Personal
1 Das militärische Personal umfasst 
Berufs- und Zeitmilitärs.

2 Berufsmilitärs sind Berufsoffiziere, 
Berufsunteroffiziere und Berufssolda-
ten. In der Regel sind sie in einem 
unbefristeten vertraglichen Arbeits-
verhältnis nach der Bundespersonal-
gesetzgebung angestellt.
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3 Zeitmilitärs sind Zeitoffiziere, Zeitun-
teroffiziere und Zeitsoldaten. Sie sind 
in einem befristeten vertraglichen 
Arbeitsverhältnis angestellt.
4 Das militärische Personal wird in 
den Bereichen Ausbildung und Füh-
rung sowie in allen Einsatzarten der 
Armee verwendet. Es kann im In- 
oder Ausland eingesetzt werden. Wer 
zum militärischen Personal gehört, 
gilt als Angehörige oder Angehöriger 
der Armee.
5 Das militärische Personal wird für 
seine Tätigkeit besonders ausgebil-
det. Die Ausbildung kann in Zusam-
menarbeit mit Hochschulen und 
Fachhochschulen, mit Spezialistin-
nen und Spezialisten sowie mit aus-
ländischen Streitkräften erfolgen.
6 Angehörigen des militärischen Per-
sonals kann aufgrund ihrer berufli-
chen Funktion auf Gesuch hin ein 
tieferer Grad verliehen werden.

Art. 48 Abs. 1

1 Die Truppenkommandantinnen und 
Truppenkommandanten sind für die 
Ausbildung und den Einsatz der 
ihnen unterstellten Truppen verant-
wortlich.

3 Zeitmilitärs sind Zeitoffiziere, Zeitun-
teroffiziere und Zeitsoldaten. Sie sind 
in einem befristeten vertraglichen 
Arbeitsverhältnis nach der Bundes-
personalgesetzgebung angestellt.
4 Das militärische Personal wird in 
den Bereichen Ausbildung und Füh-
rung sowie in allen Einsatzarten der 
Armee verwendet. Es kann im In- 
oder Ausland eingesetzt werden. Wer 
zum militärischen Personal gehört, 
gilt als Angehöriger der Armee.
5 Das militärische Personal wird für 
seine Tätigkeit besonders ausgebil-
det. Die Ausbildung kann in Zusam-
menarbeit mit Hochschulen und 
Fachhochschulen, mit Spezialisten 
sowie mit ausländischen Streitkräften 
erfolgen.

Art. 48	 Ausbildung und Ein-
satz der Truppen

1 Die Truppenkommandanten sind für 
die Ausbildung und den Einsatz der 
ihnen unterstellten Truppen verant-
wortlich.

2 Der Bundesrat regelt die Organisati-
on der Ausbildung der Truppen.
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Art. 48b	 Aus-, Weiter- und Fort-
bildung sowie For-
schung im militäri-
schen Gesundheits-  
wesen

1 Aus-, Weiter- und Fortbildung von 
Personen mit einer Tätigkeit im mili-
tärischen Gesundheitswesen sind, 
soweit sie nicht an einer Hochschule 
erfolgen, Sache des Bundes.
2 Der Bund hat insbesondere folgen-
de Aufgaben:
a.	 Er gewährleistet und koordiniert 

im Bereich der Militär- und Katas-
trophenmedizin die Aus-, Weiter- 
und Fortbildung von Personen mit 
einer Tätigkeit im militärischen 
Gesundheitswesen.

b.	 Er fördert und steuert die For-
schung im Bereich der Militär- 
und Katastrophenmedizin.

3 Er führt zu diesem Zweck ein Kom-
petenzzentrum für Militär- und Katas-
trophenmedizin. Das Kompetenzzen-
trum ist eine Verwaltungseinheit des 
VBS. Es kann Dritte mit der Durch-
führung von Aus-, Weiter- und Fort-
bildungsmassnahmen sowie For-
schungstätigkeiten, insbesondere im 
Bereich der Ressortforschung, beauf-
tragen.

Art. 48d Abs. 2 und 3 Bst. a

Art. 48b	 Aus- und Weiterbil-
dung militärischer 
Medizinalpersonen

1 Aus- und Weiterbildung der militäri-
schen Medizinalpersonen sind, so-
weit sie nicht an einer Hochschule 
erfolgen, Sache des Bundes.

2 Der Bund gewährleistet und koordi-
niert im Bereich der Militär- und Kata-
strophenmedizin die Aus- und Wei-
terbildung von Militärärztinnen und 
-ärzten und anderen Kaderpersonen 
der Gesundheitsberufe.
3 Er führt zu diesem Zweck ein Kom-
petenzzentrum für Militär- und Katas-
trophenmedizin. Das Kompetenzzen-
trum ist eine Verwaltungseinheit des 
VBS. Es kann Dritte mit der Durch-
führung von Aus- und Weiterbil-
dungsmassnahmen beauftragen.

Art. 48d	 Militärische Mittel zur 
Verfügung ziviler oder 
ausserdienstlicher 
Tätigkeiten im Inland

1 Die Armee und die Militärverwaltung 
des Bundes können zivilen Behörden 
und Dritten auf Gesuch hin bei fol-
genden Tätigkeiten Personen und 
Material zur Verfügung stellen:
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2 Zivile Behörden haben gegenüber 
anderen Gesuchstellenden Vorrang.
3 Die militärischen Mittel dürfen nur 
zur Verfügung gestellt werden, wenn:
a.	 Gesuchstellende die Tätigkeit 

nachweisbar weder mit eigenen 
Mitteln noch mit Unterstützung 
von anderen militärischen Verei-
nen oder Verbänden oder des 
Zivilschutzes durchführen kön-
nen;

a.	 zivilen oder ausserdienstlichen 
Tätigkeiten von öffentlichem Inter-
esse;

b.	 Anlässen oder Veranstaltungen 
von nationaler oder internationa-
ler Bedeutung.

2 Zivile Behörden haben gegenüber 
anderen Gesuchstellern Vorrang.
3 Die militärischen Mittel dürfen nur 
zur Verfügung gestellt werden, wenn:
a.	 die Gesuchsteller die Tätigkeiten 

nachweisbar weder mit eigenen 
Mitteln noch mit Unterstützung 
des Zivilschutzes oder anerkann-
ter militärischer Vereine oder 
Verbände durchführen können;

b.	 die dafür vorgesehenen Personen 
aufgrund ihrer Ausbildung und 
Ausrüstung geeignet sind, die 
geforderte Leistung zu erbringen; 
und

c.	 die erforderliche Sicherheit ge-
währleistet ist.

4 Zur Verfügung gestellt werden dür-
fen:
a.	 Truppen im Ausbildungsdienst;
b.	 Berufsformationen;
c.	 die Logistikbetriebe der Militärver-

waltung des Bundes;
d.	 das bei den Truppen, Formatio-

nen und Betrieben nach den 
Buchstaben a–c vorhandene 
militärische Material.

5 Truppen im Ausbildungsdienst und 
Berufsformationen dürfen nur unbe-
waffnet und nur dann zur Verfügung 
gestellt werden, wenn:
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a.	 mit den geforderten Leistungen 
für die Angehörigen der Armee 
ein wesentlicher Ausbildungs- 
oder Übungsnutzen in ihren 
Funktionen verbunden ist;

b.	 keine Aufgaben zu erfüllen sind, 
die Polizeibefugnisse nach Artikel 
92 voraussetzen;

c.	 die Einsatzfähigkeit der Truppen 
und Berufsformationen sowie die 
Bereitschaft der Armee nicht 
beeinträchtigt werden; und

d.	 die Zielerreichung des Ausbil-
dungsdienstes nicht wesentlich 
beeinträchtigt wird.

6 Zivile Anlässe oder Veranstaltungen 
von nationaler oder internationaler 
Bedeutung dürfen ausnahmsweise 
und in bescheidenem Umfang mit 
Leistungen unterstützt werden, mit 
denen kein wesentlicher Ausbil-
dungs- oder Übungsnutzen für die 
Angehörigen der Armee verbunden 
ist.
7 Der Bundesrat regelt das Verfahren 
und die Kostentragung. Er kann:
a.	 für bestimmte Ausnahmefälle 

einen Kostenerlass vorsehen;
b.	 Gesuchsteller, die mit dem unter-

stützten Anlass einen namhaften 
Gewinn erwirtschaften, verpflich-
ten, einen angemessenen Teil 
des Gewinns an den Ausgleichs-
fonds der Erwerbsersatzordnung 
zu überweisen;

c.	 das VBS ermächtigen, Leistungs-
vereinbarungen abzuschliessen.

8 Truppen im Ausbildungsdienst 
können zur Bewältigung von 
unvorhergesehenen Ereignissen 
unbewaffnet Spontanhilfe leisten.
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Art. 49 Abs. 4

4 Die Rekrutenschule dauert längs-
tens 18 Wochen. Der Bundesrat 
kann für Formationen mit besonde-
ren Ausbildungsbedürfnissen eine 
um höchstens sechs Wochen länge-
re Dauer vorsehen.  
 
 
 

Art. 49	 Rekrutenschule Art. 49Art. 49
Mehrheit Minderheit (Barandun, Andrey,  

Candinas Martin, Chappuis, Chollet, 
De Ventura, Flach, Glättli, Molina, 
Seiler Graf, Zryd, Zybach)

1 Militärdienstpflichtige absolvieren 
die Rekrutenschule frühestens ab 
Beginn des 19. Altersjahres und 
spätestens in dem Jahr, in dem sie 
das 25. Altersjahr vollenden. Der 
Zeitpunkt richtet sich nach dem Be-
darf der Armee. Die Wünsche der 
Stellungspflichtigen werden so weit 
wie möglich berücksichtigt.

1 ...  
                                                  ... ab 
Beginn des 19. Altersjahres und 
müssen diese bis spätestens in dem 
Jahr, in dem sie das 30. Altersjahr 
vollenden, absolvieren. Der Zeitpunkt 
...  
 

1 Gemäss Ständerat (= gemäss  
geltendem Recht)

2 Rekrutierte, welche die Rekruten-
schule am Ende des Jahres, in dem 
sie das 25. Altersjahr vollenden, nicht 
geleistet haben, werden aus der 
Armee entlassen.

2 ...  
                                         ..., in dem 
sie das 30. Altersjahr vollenden, nicht 
geleistet haben, ...  

2 Gemäss Ständerat (= gemäss  
geltendem Recht)

3 Der Bundesrat kann vorsehen, dass 
die Rekrutenschule auch noch später 
absolviert werden kann, sofern inner-
halb der Altersgrenzen für die Militär-
dienstpflicht (Art. 13) die Ausbil-
dungsdienstpflicht (Art. 42) noch 
erfüllt werden kann.

Mehrheit Minderheit (Gartmann, Addor, Götte, 
Heimgartner, Hess Erich, Tuena, 
Walliser, Zuberbühler)

4 ...  
 
 
 
 
... Dauer vorsehen. Für Funktionen, 
die nur eine allgemeine Grundausbil-
dung benötigen, kann er eine kürzere 
Dauer festlegen.

4 Streichen (= gemäss  
geltendem Recht)

4 Die Rekrutenschule dauert 18 Wo-
chen. Der Bundesrat kann für Forma-
tionen mit einem besonderen Ausbil-
dungsbedürfnis eine um höchstens 
sechs Wochen kürzere oder längere 
Dauer vorsehen.

4 Gemäss Ständerat (= gemäss  
geltendem Recht)
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Art. 50	 Fachkurse
Spezialistinnen und Spezialisten 
können nach der Rekrutenschule in 
Fachkursen weiter ausgebildet wer-
den.

Art. 51 Abs. 2

2 Der Wiederholungskurs dauert für 
die Mannschaft längstens 19 Tage, 
für die anderen Militärdienstpflichti-
gen längstens 26 Tage.

Art. 54a
1 Militärdienstpflichtige können ihre 
Ausbildungsdienstpflicht freiwillig 
ohne Unterbrechung erfüllen. Die 
Anzahl der berücksichtigten Dienst-
pflichtigen richtet sich nach dem 
Bedarf der Armee.

Art. 50	 Fachkurse
Spezialisten und Spezialistinnen 
können nach der Rekrutenschule in 
Fachkursen weiter ausgebildet wer-
den.

Art. 51	 Wiederholungskurse
1 Die Militärdienstpflichtigen leisten 
jährlich Wiederholungskurse. Diese 
werden in der Regel in den Formatio-
nen geleistet, in denen die Pflichtigen 
eingeteilt sind.
2 Die Mannschaft leistet sechs drei-
wöchige Wiederholungskurse.

3 Der Bundesrat legt Anzahl und 
Dauer der Wiederholungskurse für 
Militärdienstpflichtige mit Schlüssel-
funktionen, Unteroffiziere, höhere 
Unteroffiziere und Offiziere fest. Er 
berücksichtigt dabei insbesondere 
die Ausbildungsbedürfnisse, die Ein-
satzbereitschaft und die verfügbaren 
Ressourcen.
4 Er kann bei besonderen Ausbil-
dungsbedürfnissen kürzere Wieder-
holungskurse oder die tageweise 
Leistung des Wiederholungskurses 
vorsehen.

Art. 54a
1 Der Militärdienstpflichtige kann 
seine Ausbildungsdienstpflicht freiwil-
lig ohne Unterbrechung erfüllen. Die 
Anzahl der berücksichtigten Dienst-
pflichtigen richtet sich nach dem 
Bedarf der Armee.
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2 Wer die Ausbildungsdienstpflicht 
ohne Unterbrechung leistet (der oder 
die Durchdienende), absolviert die 
Rekrutenschule und leistet unmittel-
bar danach die restlichen Diensttage 
ohne Unterbrechung.
3 Der Anteil der Durchdienenden an 
einem Rekrutenjahrgang darf 15 Pro-
zent nicht übersteigen.
4 Durchdienende, die ihre Ausbil-
dungsdienstpflicht erfüllt haben, blei-
ben während vier Jahren in der Ar-
mee eingeteilt. Sie können bei Bedarf 
zu Einsätzen der Armee aufgeboten 
werden.

Art. 55 Abs. 2, 3 Bst. a und 4

2 Nach der Beförderung müssen die 
Wachtmeister, Feldweibel, Hauptfeld-
weibel, Fouriere und Leutnants einen 
praktischen Dienst in einer Rekruten-
schule bestehen, bei dem sie auf 
ihrer Stufe die Ausbildungs- und 
Führungsverantwortung tragen. 
3 Der Bundesrat regelt:
a.	 welche weiteren Ausbildungs-

dienste für eine Gradänderung, 
eine Änderung der Funktion oder 
eine Umschulung zu bestehen 
sind;

2 Wer seine Ausbildungsdienstpflicht 
ohne Unterbrechung leistet (Durch-
diener), absolviert die Rekrutenschu-
le und leistet unmittelbar danach die 
restlichen Diensttage ohne Unterbre-
chung.
3 Der Anteil der Durchdiener an ei-
nem Rekrutenjahrgang darf 15 Pro-
zent nicht übersteigen.
4 Durchdiener, die ihre Ausbildungs-
dienstpflicht erfüllt haben, bleiben 
während vier Jahren in der Armee 
eingeteilt. Sie können bei Bedarf zu 
Einsätzen der Armee aufgeboten 
werden.

Art. 55
1 Angehende Wachtmeister und Leut-
nants müssen eine auf ihre Aufgabe 
ausgerichtete Kaderausbildung be-
stehen.
2 Die neu ernannten Wachtmeister 
und Leutnants müssen einen Ausbil-
dungsdienst in einer Rekrutenschule 
bestehen. Sie tragen die Ausbil-
dungs- und Führungsverantwortung 
auf ihrer Stufe.

3 Der Bundesrat regelt:
a.	 welche weiteren Ausbildungs-

dienste für einen höheren Grad, 
eine neue Funktion oder eine 
Umschulung zu bestehen sind;

b.	 welche besonderen Dienste Un-
teroffiziere, höhere Unteroffiziere 
und Offiziere zu leisten haben;

c.	 die maximale Dauer der Kader-
ausbildung und der Ausbildungs-
dienste.
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4 Er kann das VBS ermächtigen, die 
Einzelheiten zu den Ausbildungs-
diensten wie Aufteilung, Teilnehmen-
de und Zulassungsbedingungen zu 
regeln und diese Kompetenz ganz 
oder teilweise an die Gruppe Vertei-
digung delegieren.

Einfügen vor dem Gliederungstitel 
des Fünften Titels

9. Kapitel: Informationsplatt-  
formen

Art. 64a
1 Die Armee und die Militärverwaltung 
können für den persönlichen, nicht 
öffentlichen Austausch von 
Informationen und Dokumenten 
elektronische Plattformen betreiben.
2 Sie können für die Öffentlichkeit 
bestimmte Informationen und Doku-
mente über beliebige Informationska-
näle zugänglich machen. Sie können 
dafür Dritte beiziehen und im Rah-
men der bewilligten Kredite entschä-
digen.

Art. 66b Abs. 3 und 4

3 Der Einsatz bewaffneter Angehöri-
ger der Armee unterliegt der vorgän-
gigen Genehmigung durch die Bun-
desversammlung. In dringenden 
Fällen kann der Bundesrat die Ge-
nehmigung der Bundesversammlung 
nachträglich einholen.

4 Er kann das VBS ermächtigen, die 
Einzelheiten zu den Ausbildungs-
diensten wie Aufteilung, Teilnehmer 
und Zulassungsbedingungen zu 
regeln.

Art. 66b	 Zuständigkeiten
1 Zuständig für die Anordnung eines 
Einsatzes ist der Bundesrat.
2 Der Bundesrat kann die für die 
Durchführung des Einsatzes notwen-
digen internationalen Abkommen 
abschliessen.
3 Soll der Einsatz bewaffnet erfolgen, 
so konsultiert der Bundesrat vorgän-
gig die Aussenpolitischen und die 
Sicherheitspolitischen Kommissionen 
beider Räte.
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4 Über den Einsatz und die Bewaff-
nung von höchstens 18 Angehörigen 
der Armee pro Mission zum Selbst-
schutz, zur Notwehr und zur Not-
wehrhilfe entscheidet der Bundesrat 
selbstständig.  
 
 

Art. 67 Abs. 1 Bst. d 
 

1 Im Inland wird Assistenzdienst ge-
leistet zur Unterstützung ziviler Be-
hörden:

d.	 Betrifft nur den französischen 
Text. 
 
 
 

4 Werden für einen bewaffneten Ein-
satz mehr als 100 Angehörige der 
Armee eingesetzt oder dauert dieser 
länger als drei Wochen, so muss die 
Bundesversammlung den Einsatz 
genehmigen. In dringenden Fällen 
kann der Bundesrat die Genehmi-
gung der Bundesversammlung nach-
träglich einholen.

Art. 67	 Assistenzdienst zur 
Unterstützung ziviler 
Behörden

1 Im Inland wird Assistenzdienst ge-
leistet zur Unterstützung ziviler Be-
hörden:
a.	 bei der Bewältigung ausseror-

dentlicher Lagen, in denen die 
innere Sicherheit nicht schwer-
wiegend bedroht ist und die kei-
nen Ordnungsdiensteinsatz erfor-
dern;

b.	 beim Schutz von Personen und 
besonders schutzwürdigen Sa-
chen, insbesondere von kriti-
schen Infrastrukturen;

c.	 bei der Bewältigung von Aufga-
ben im Rahmen des Sicherheits-
verbundes Schweiz und der koor-
dinierten Dienste;

d.	 bei der Bewältigung von Katastro-
phen, Spitzenbelastungen oder 
von Aufgaben, die die Behörden 
mangels geeigneter Personen 
oder Mittel nicht bewältigen kön-
nen;

e.	 bei der Erfüllung anderer Aufga-
ben von nationaler oder internati-
onaler Bedeutung.
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Art. 69 Abs. 1 Bst. c

1 Im Ausland wird Assistenzdienst 
geleistet zur Unterstützung ziviler 
Behörden:

2 Die Unterstützung erfolgt auf Ge-
such der betroffenen Behörden von 
Bund oder Kantonen, jedoch nur 
soweit:
a.	 die Aufgabe im öffentlichen Inter-

esse liegt; und
b.	 die zivilen Behörden die Aufgabe 

in personeller, materieller oder 
zeitlicher Hinsicht nur mit einem 
unverhältnismässigen Einsatz 
von Mitteln erfüllen könnten.

3 Zur Unterstützung können Truppen 
entsandt sowie Material und Versor-
gungsgüter der Armee zur Verfügung 
gestellt werden. Soweit erforderlich, 
kann Personal des Bundes oder von 
ausserhalb der Bundesverwaltung 
beigezogen werden.
4 Der Bundesrat bestimmt im Einzel-
fall, welche Bewaffnung der Truppe 
für den Schutz der eingesetzten 
Personen und Truppen sowie für die 
Erfüllung ihres Auftrags erforderlich 
ist.

Art. 69	 Assistenzdienst im 
Ausland

1 Im Ausland wird Assistenzdienst 
geleistet zur Unterstützung ziviler 
Behörden:
a.	 beim Schutz von Personen und 

besonders schutzwürdigen Sa-
chen, soweit schweizerische 
Interessen zu wahren sind;

b.	 bei der Unterstützung humanitä-
rer Hilfeleistungen, auf Ersuchen 
des betroffenen Staates oder 
einer internationalen Organisati-
on.
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c.	 bei Friedensprozessen von 
Schweizer Behörden sowie von 
internationalen und regionalen 
Organisationen, sofern der Gast-
staat und die Konfliktparteien 
zustimmen.

Art. 70 Abs. 3 erster Satz

2 Der Assistenzdienst im Ausland ist 
freiwillig. Zur Unterstützung humani-
tärer Hilfeleistungen im grenznahen 
Raum kann er obligatorisch erklärt 
werden.
3 Der Bundesrat bestimmt für Einsät-
ze nach Absatz 1 Buchstabe a im 
Einzelfall, welche Bewaffnung für den 
Schutz der eingesetzten Personen 
und Truppen sowie für die Erfüllung 
ihres Auftrags erforderlich ist.
4 Er kann die für die Durchführung 
des Einsatzes notwendigen internati-
onalen Abkommen zur Regelung der 
rechtlichen und administrativen Fra-
gen des Einsatzes abschliessen.

Art. 70	 Aufgebot und Zuwei-
sung

Art. 70 Art. 70

1 Zuständig für das Aufgebot und die 
Zuweisung an die zivilen Behörden 
sind:
a.	 der Bundesrat;
b.	 das VBS bei Katastrophen im 

Inland;
c.	 das VBS auf Antrag des Eidge-

nössischen Departements für 
auswärtige Angelegenheiten bei 
Katastrophen im Ausland, die 
einen dringlichen Einsatz erfor-
dern; das VBS kann höchstens 
100 unbewaffnete Angehörige der 
Armee aufbieten; es informiert 
umgehend den Bundesrat.
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3 Der Bundesrat kann ohne Geneh-
migung der Bundesversammlung 
gleichzeitig höchstens 18 bewaffnete 
Angehörige der Armee für länger als 
drei Wochen dauernde Einsätze 
aufbieten. ...  
 
 
 
 

Art. 71 Abs. 3

3 Die Truppenkommandantin oder der 
Truppenkommandant führt die Trup-
pe im Einsatz.

2 Werden mehr als 2000 Angehörige 
der Armee aufgeboten oder dauert 
der Einsatz länger als drei Wochen, 
so muss die Bundesversammlung 
den Einsatz in der nächsten Session 
genehmigen. Ist der Einsatz vor der 
Session beendet, so erstattet der 
Bundesrat Bericht.

3 Der Bundesrat kann ohne Genehmi-
gung der Bundesversammlung be-
waffnete Angehörige der Armee für 
länger als drei Wochen dauernde 
Einsätze aufbieten. ...  
 
 
  ... und die Sicherheitspolitischen 
Kommissionen. Die Anzahl bewaffne-
te AdA richtet sich nach dem Bedürf-
nis des Einsatzes.

3 Gemäss Bundesrat3 Der Bundesrat kann ohne Genehmi-
gung der Bundesversammlung 
gleichzeitig höchstens zehn Angehö-
rige der Armee für länger als drei 
Wochen dauernde Einsätze aufbie-
ten. Er erstattet über diese Aufgebote 
jährlich Bericht an die Aussenpoliti-
schen und die Sicherheitspolitischen 
Kommissionen.

Art. 71	 Auftrag und Führung
1 Die zivile Behörde bestimmt den 
Auftrag für den Einsatz im Inland 
nach Rücksprache mit dem VBS.
2 Der Bundesrat oder das VBS legt 
die Kommandostruktur fest.
3 Der Truppenkommandant führt die 
Truppe im Einsatz.
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Art. 80	 Nutzungseinschrän-
kung und -verbot, 
Requisition und Un-
brauchbarmachung: 
Pflichten

1 Bietet der Bund die Armee oder 
Teile davon zum Aktivdienst auf, ist 
jede Person verpflichtet, der Militär-
verwaltung und der Armee für die 
Erfüllung der militärischen Aufträge 
folgende Requisitionsgüter zur Verfü-
gung zu stellen, die Einschränkung 
oder das Verbot von deren Nutzung 
oder deren Unbrauchbarmachung zu 
dulden:
a.	 bewegliches und unbewegliches 

Eigentum;
b.	 Naturkräfte, soweit sie beherrsch-

bar sind, wie etwa Strom;
c.	 Daten;
d.	 Funkfrequenzen;
e.	 Immaterialgüter;
f.	 Arbeits- und Dienstleistungen.
2 Diese Pflichten gelten auch für die 
notwendigen Arbeiten zur Vorberei-
tung auf einen angeordneten Aktiv-
dienst.
3 Die Unbrauchbarmachung von 
Betrieben, Anlagen und Warenlagern 
bedarf der Genehmigung durch den 
Bundesrat.
4 Die Militärverwaltung und die Armee 
dürfen von den Verpflichtungen nach 
den Absätzen 1 und 2 nur soweit 
Gebrauch machen, als es ihre Aufträ-
ge unbedingt erfordern und sie diese 
nicht mit eigenen Mitteln erfüllen 
können.

Art. 80	 Requisition und Un-
brauchbarmachung

1 Bietet der Bund Truppen zum Aktiv-
dienst auf, ist jedermann verpflichtet, 
für die Erfüllung der militärischen 
Aufträge sein bewegliches und unbe-
wegliches Eigentum den Militärbe-
hörden und der Truppe zur Verfü-
gung zu stellen. Diese Pflicht gilt 
bereits für die notwendigen Vorberei-
tungen in Friedenszeiten.

2 Militärbehörden und Truppe dürfen 
von der Requisition nur soweit Ge-
brauch machen, als es ihre Aufträge 
unbedingt erfordern und sie diese 
nicht mit eigenen Mitteln erfüllen 
können.
3 Der Bund leistet für Gebrauch, 
Wertverminderung und Verlust des 
Eigentums angemessene Entschädi-
gung.
4 Alle Verfügungen und Befehle, wel-
che die zuständigen Organe im Zu-
sammenhang mit der Requisition 
erlassen, sind endgültig und sofort 
vollstreckbar. Betrifft eine Verfügung 
jedoch Ansprüche vermögensrechtli-
cher Art, so kann bei der Gruppe 
Verteidigung des VBS dagegen Be-
schwerde erhoben werden.
5 Der Bundesrat kann im Aktivdienst 
die Unbrauchbarmachung von Betrie-
ben, Anlagen und Warenlagern an-
ordnen.
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5 Der Bund leistet angemessene 
Entschädigung für:
a.	 die Einschränkung oder das Ver-

bot der Nutzung von Requisitions-
gut;

b.	 den Gebrauch, die Wertverminde-
rung, die Unbrauchbarmachung 
oder den Verlust von Requisiti-
onsgut.

6 Der Bundesrat kann für Behörden 
und Organisationen, die für das 
Funktionieren der Wirtschaft und das 
Wohlergehen der Bevölkerung not-
wendig sind, Ausnahmen von den 
Pflichten nach den Absätzen 1 und 2 
vorsehen. 
7 Er bezeichnet die zuständigen Or-
gane der Militärverwaltung und der 
Armee und legt ihre Aufgaben fest. 

Art. 80a	 Nutzungseinschrän-
kung und -verbot, 
Requisition und Un-
brauchbarmachung: 
Verfügung und Be-
schwerde

Nutzungseinschränkung und -verbot, 
Requisition sowie Unbrauchbarma-
chung werden durch die zuständigen 
Organe der Militärverwaltung und der 
Armee verfügt. Das Verfahren richtet 
sich nach dem Verwaltungsverfah-
rensgesetz vom 20. Dezember 19684.

4		 SR 172.021
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Art. 81 Abs. 1 Bst. a und c, 2, 6 und 7
1 Der Bundesrat kann im Aktivdienst 
den militärischen Betrieb anordnen 
für:
a.	 die mit öffentlichen Aufgaben 

betrauten privaten Unternehmen;  
 
 

c.	 Betriebe der kritischen Infrastruk-
tur im Sinne von Artikel 74b Ab-
satz 1 Buchstaben d, g, h, j, k, 
p–r, t und u des Informationssi-
cherheitsgesetzes vom 18. De-
zember 20205.

2 Im militärischen Betrieb verfügt die 
Militärverwaltung über das Personal, 
die Infrastruktur und das Material der 
Unternehmen.

5		 SR 128

Art. 81	 Militärischer Betrieb
1 Der Bundesrat kann im Aktivdienst 
den militärischen Betrieb anordnen 
für:
a.	 die mit öffentlichen Aufgaben 

betrauten privaten Unternehmen, 
mit Ausnahme der vom Bund kon-
zessionierten Transportunterneh-
men;

b.	 die militärischen Anstalten und 
Betriebe.

2 Im militärischen Betrieb verfügen 
die Militärbehörden über das Perso-
nal und das Material der Unterneh-
men.
3 Die Militärbehörden können anord-
nen, dass neue Einrichtungen erstellt 
oder bestehende zerstört werden.
4 Das militärdienstpflichtige Personal 
leistet seine Arbeit als Militärdienst. 
Das Personal, das nicht militärdienst-
pflichtig ist, darf seinen Dienst nicht 
verlassen. Der Bundesrat kann Be-
stimmungen über das Dienstverhält-
nis dieses Personals erlassen.
5 Der Bund leistet den Unternehmen 
für den Schaden, der ihnen aus dem 
militärischen Betrieb entsteht, ange-
messene Entschädigung.
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6 Der Bundesrat kann für Behörden 
und Organisationen, die für das 
Funktionieren der Wirtschaft und das 
Wohlergehen der Bevölkerung not-
wendig sind, Ausnahmen von den 
Pflichten nach den Absätzen 1 und 2 
vorsehen.
7 Er bezeichnet die zuständigen Or-
gane der Militärverwaltung und der 
Armee und legt ihre Aufgaben fest.

Art. 85 Abs. 3

3 Der Bundesrat bestimmt auf Antrag 
des Generals dessen Stellvertreterin 
oder Stellvertreter.

Art. 92a Abs. 5 zweiter Satz

Art. 85	 Wahl; Stellvertretung
1 Die Bundesversammlung wählt den 
General, sobald ein grösseres Trup-
penaufgebot vorgesehen oder erlas-
sen ist. Sie entscheidet über seine 
Verabschiedung.
2 Bis zur Wahl des Generals regelt 
der Bundesrat den Oberbefehl.
3 Der Bundesrat bestimmt auf Antrag 
des Generals dessen Stellvertreter.

Art. 92a	 Waffeneinsatz gegen 
Luftfahrzeuge

1 Ein Waffeneinsatz gegen Luftfahr-
zeuge ist nur zulässig, wenn andere 
verfügbare Mittel nicht ausreichen.
2 Bei nicht eingeschränktem Luftver-
kehr dürfen gegen zivile Luftfahrzeu-
ge grundsätzlich keine Waffen einge-
setzt werden.
3 Bei eingeschränktem Luftverkehr 
dürfen im Einzelfall Waffen gegen 
zivile Luftfahrzeuge eingesetzt wer-
den.
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5 ...  
 
... Sie oder er kann die Kompetenz 
für den Waffeneinsatz an die Kom-
mandantin oder den Kommandanten 
der Luftwaffe delegieren.

Art. 93 Abs. 2 zweiter Satz

2 ...  
 
 
 
 
                          ... Sie kann ihre 
Befugnisse dem Bundesrat, dem 
VBS oder der Gruppe Verteidigung 
übertragen.

4 Gegen Staatsluftfahrzeuge, na-
mentlich Militärluftfahrzeuge, die 
ohne Bewilligung oder unter Mis-
sachtung der Bewilligungsauflagen 
den schweizerischen Luftraum benüt-
zen, dürfen Waffen eingesetzt wer-
den, wenn die Luftfahrzeuge den 
luftpolizeilichen Anordnungen nicht 
Folge leisten.
5 Die Vorsteherin oder der Vorsteher 
des VBS ordnet den Waffeneinsatz 
an. Sie oder er kann die Kompetenz 
für den Waffeneinsatz an den Kom-
mandanten der Luftwaffe delegieren.

6 Vorbehalten bleiben Waffeneinsätze 
bei Notstand oder Notwehr.
7 Das VBS erlässt nach Anhörung 
des Eidgenössischen Departements 
für Umwelt, Verkehr, Energie und 
Kommunikation die Einsatzvorschrif-
ten.

Art. 93	 Ziel und Zuständigkeit Art. 93
1 Die Armee ist so zu organisieren, 
auszurüsten und auszubilden, dass 
sie ihre Aufgaben zeitgerecht und 
vollumfänglich erfüllen kann.
2 Die Bundesversammlung erlässt die 
Grundsätze über die Organisation 
der Armee, legt die Gliederung der 
Armee fest und bestimmt die Trup-
pengattungen, Berufsformationen 
und Dienstzweige. Sie kann ihre 
Befugnisse dem Bundesrat und dem 
VBS übertragen.

2 Streichen (= gemäss  
geltendem Recht)
(siehe Entwurf 3 Art. 4 und 5)
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Gliederungstitel nach Art. 96

2a. Kapitel: Betriebskontinuität 
und Resilienz

Art. 97
1 Zum Schutz der Lieferketten der 
Armee und der militärischen Informa-
tions- und Kommunikationstechnolo-
gie sowie zur Erhaltung der Betriebs-
kontinuität und der Resilienz 
gegenüber Bedrohungen, insbeson-
dere im Cyberbereich, können die 
Militärverwaltung und die Armee die 
Nutzung von Gütern nach Artikel 80 
Absatz 1 Buchstaben a–c, e und f 
einschränken oder verbieten oder 
solche Güter requirieren.
2 Massnahmen nach Absatz 1 bedür-
fen der Genehmigung durch den 
Bundesrat.
3 Der Bund leistet für die Einschrän-
kung oder das Verbot der Nutzung 
der Güter nach Artikel 80 Absatz 1 
sowie deren Requisition angemesse-
ne Entschädigung.
4 Nutzungseinschränkungen und 
-verbote sowie Requisition werden 
durch die zuständigen Organe der 
Militärverwaltung und der Armee 
verfügt. Das Verfahren richtet sich 
nach dem Verwaltungsverfahrensge-
setz vom 20. Dezember 19686.
5 Der Bundesrat kann für Behörden 
und Organisationen, die für das 
Funktionieren der Wirtschaft und das 
Wohlergehen der Bevölkerung not-
wendig sind, Ausnahmen von den 
Pflichten nach Absatz 1 vorsehen.

6		 SR 172.021

Art. 97
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6 Er bezeichnet die zuständigen Or-
gane der Militärverwaltung und der 
Armee und legt ihre Aufgaben fest.

Einfügen nach Art. 97

2b. Kapitel: Kommissariats-
dienst

Art. 98
1 Der Kommissariatsdienst der Armee 
ist verantwortlich für die Versorgung 
der Angehörigen der Armee nach den 
Artikeln 29–29e sowie für das Rech-
nungs-, Betriebsstoff- und Transport-
wesen.
2 Für folgende Bereiche des Kommis-
sariatsdienstes ist das Finanzhaus-
haltsgesetz vom 7. Oktober 20057 
(FHG) sinngemäss anwendbar:
a.	 Buchführung, interne Kontrolle 

und Kostentransparenz (Art. 
38–40 FHG);

b.	 Rechnungslegung, Bilanzierung 
und Bewertung (Art. 47 und 48 
FHG);

c.	 Aufgaben und Zuständigkeiten 
(56–60 FHG).

3 Die Eidgenössische Finanzkontrolle 
ist die Oberrevisionsstelle für das 
Rechnungswesen der Armee.
4 Sämtliche Forderungen auf Ent-
schädigung aus Truppenunterkunft 
sowie Sold und Soldzulage verjähren 
mit dem Ablauf von fünf Jahren nach 
dem Ende des Dienstes und Wegzug 
der Truppe.

7		 SR 611.0

Art. 98
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Einfügen vor dem Gliederungstitel 
des 4. Kapitels

Art. 100a	 Schutz militärischer 
Fernmeldeanlagen

1 Die Militärverwaltung und die Armee 
können zum Schutz von militärischen 
Fernmeldeanlagen ein nach dem 
Fernmeldegesetz vom 30. April 19978 
konformes Betriebsmittel oder eine 
konforme Fernmeldeanlage auf Kos-
ten des Bundes ändern oder erset-
zen, sofern die Konformität gewahrt 
bleibt.
2 Die Militärverwaltung und die Armee 
können zum gleichen Zweck und zur 
Wahrung der Sicherheit die zuständi-
ge zivile Behörde anweisen, die Nut-
zung von Fernmeldeanlagen und 
Betriebsmitteln örtlich und zeitlich 
begrenzt einzuschränken oder zu 
verbieten.
3 Massnahmen nach Absatz 2 bedür-
fen der Genehmigung durch den 
Bundesrat.
4 Der Bund leistet für die Änderung, 
den Ersatz, Einschränkung und Ver-
bot angemessene Entschädigung.
5 Änderung, Ersatz, Einschränkung 
und Verbot werden durch die zustän-
digen Organe der Militärverwaltung 
und der Armee verfügt. Das Verfah-
ren richtet sich nach dem Verwal-
tungsverfahrensgesetz vom 20. De-
zember 19689.

8		 SR 784.10
9		 SR 172.021
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6 Der Bundesrat kann für Behörden 
und Organisationen, die für das 
Funktionieren der Wirtschaft und das 
Wohlergehen der Bevölkerung not-
wendig sind, Ausnahmen von den 
Pflichten nach Absatz 1 und 2 vorse-
hen.
7 Er bezeichnet die zuständigen Or-
gane der Militärverwaltung und der 
Armee und legt ihre Aufgaben fest.

Art. 102 Bst. d Ziff. 5
In der Armee gibt es folgende Grade:

d.	 ...

5.	 Oberbefehlshaberin oder 
Oberbefehlshaber der Armee: 
General.

Art. 102	 Grade
In der Armee gibt es folgende Grade:
a.	 Mannschaft: Rekrut, Soldat, Ge-

freiter;
b.	 Unteroffiziere: Korporal, Wacht-

meister, Oberwachtmeister;
c.	 höhere Unteroffiziere: Feldweibel, 

Hauptfeldweibel, Fourier,  
Adjutantunteroffizier, Stabs-  
adjutant, Hauptadjutant, Chef-  
adjutant;

d.	 Offiziere:
1.	 Subalternoffiziere: Leutnant, 

Oberleutnant,
2.	 Hauptmann,
3.	 Stabsoffiziere: Major, Oberst-

leutnant, Oberst,
4.	 höhere Stabsoffiziere: Briga-

dier, Divisionär, Korpskom-
mandant,

5.	 Oberbefehlshaber der Armee: 
General.

e-parl 18.08.2025 10:08



-  40  -

Geltendes Recht Bundesrat Ständerat Kommission des Nationalrates

Art. 103 Abs. 3bis und 5

3bis Bei Angehörigen der Armee, die 
nach einer Beförderung den prakti-
schen Dienst nach Artikel 55 Ab-
satz 2 nicht bestehen, wird die Beför-
derung rückgängig gemacht.

5 Angehörigen der Armee, die eine 
Funktion mit einem tieferen Grad 
ausüben wollen, kann auf Gesuch 
hin und nach Absolvierung der ent-
sprechenden Ausbildung der tiefere 
Grad verliehen werden.

Art. 103	 Beförderungen und 
Ernennungen

1 Beförderungen und Ernennungen 
werden nach Bedarf und Eignung 
vorgenommen. Der Bundesrat legt 
die Voraussetzungen und die Zustän-
digkeiten fest.
2 ...
3 Die zuständige Behörde kann für 
die Abklärung der Eignung eines 
Anwärters oder einer Anwärterin:
a.	 polizeiliche Berichte und militäri-

sche Führungsberichte verlan-
gen;

b.	 in das Strafregister sowie in Straf- 
und Strafvollzugsakten Einsicht 
nehmen;

c.	 Auszüge aus dem Betreibungs- 
und Konkursregister verlangen 
sowie in Betreibungs- und Kon-
kursakten Einsicht nehmen;

d.	 die Durchführung einer Personen-
sicherheitsprüfung verlangen.

4 Beförderungen und Ernennungen, 
die diesem Gesetz oder seinen Aus-
führungsbestimmungen widerspre-
chen, können für ungültig erklärt 
werden.
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Art. 106	 Beschaffung 
und Kompensa-
tionsgeschäfte

1 Betrifft nur den italienischen 
Text.

2 Betrifft nur den italienischen 
Text.  
 
 
 

3 Der Bundesrat kann für die 
Beschaffung von Armeemate-
rial im Ausland ab einem be-
stimmten Auftragswert eine 
Pflicht der Lieferanten zu 
Kompensationsgeschäften in 
der Schweiz vorsehen. Er 
beachtet dabei folgende 
Grundsätze:
a.	 Eine Pflicht zu Kompensa-

tionsgeschäften darf 
höchstens bis zum Ver-
tragswert der Beschaffung 
bestehen.

b.	 Die Kompensationsge-
schäfte erfolgen durch eine 
industrielle Zusammenar-
beit des Lieferanten mit 
Forschungseinrichtungen 
und Unternehmen aus dem 
sicherheits- und wehrtech-
nischen Bereich im Inland.  
 
 

Art. 106Art. 106	 Beschaffung Art. 106

1 Der Bund beschafft das Ar-
meematerial.

Mehrheit Minderheit (Zryd, Andrey, 
Chollet, De Ventura, Flach, 
Glättli, Molina, Seiler Graf, 
Zybach)

2 Er beschafft das Material 
möglichst aus schweizerischer 
Herkunft und unter Berück-
sichtigung aller Landesgegen-
den.

2 ...                                   ... 
möglichst in enger Absprache 
und Koordination mit den eu-
ropäischen Partnern.
(siehe Art. 106 Abs. 3)

Mehrheit Minderheit I (Addor,  
de Quattro)

Minderheit II (Zryd, ...)

3 ... 3 ... 3 ... 3 Streichen
(siehe Art. 106 Abs. 2)

b.	 ...  
 
 
 
 
                         ... aus dem 
wehr- und sicherheitstech-
nischen Bereich im Inland. 
Neben der Verteidigung 
und Rüstung können ins-
besondere folgende Berei-
che ausgewählt werden:

b.	 Gemäss Bundesrat b.	 Gemäss Ständerat
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c.	 Das Ziel der Kompensationsge-
schäfte ist die Förderung, die 
Erhaltung und der Aufbau von 
sicherheitsrelevanten Technologi-
en, industriellen Kernfähigkeiten 
und Kapazitäten im Inland, die 
dem Schutz wesentlicher nationa-
ler Sicherheitsinteressen dienen.

d.	 Bei den Kompensationsgeschäf-
ten werden alle Landesgegenden 
und die Besonderheiten des Rüs-
tungsmarktes angemessen be-
rücksichtigt.

4 Der Bundesrat regelt die Organisati-
on, die Zuständigkeiten, den Min-
destauftragswert, den zu kompensie-
renden Betrag und das Verfahren der 
Beschaffung von Armeematerial.

1.	 Maschinenindustrie,
2.	 Metallindustrie,
3.	 Elektronik- und Elektrotechni-

kindustrie,
4.	 Optikindustrie,
5.	 Uhrenindustrie,
6.	 Fahrzeug- und Waggon-

bauindustrie,
7.	 Gummi- und Kunststoffpro-

duktion,
8.	 Chemieindustrie,
9.	 Luft- und Raumfahrtindustrie,
10.	Computer- und Softwarein-

dustrie,
11.	Zusammenarbeit mit Hoch-

schulen und Forschungsinsti-
tuten.
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Art. 109c	 Forschung und Ent-
wicklung

1 Das VBS kann zur Erfüllung seiner 
sicherheitspolitischen Aufgaben:
a.	 Forschungs- und Entwicklungsar-

beiten sowie Technologiefolgeab-
schätzungen in Auftrag geben;

b.	 sich an bestehenden Förderpro-
grammen Dritter in den Bereichen 
Forschung und Innovation beteili-
gen;

c.	 eigene Forschungsprogramme 
durchführen;

d.	 projektspezifisch mit der Industrie 
und Hochschulen zusammenar-
beiten.

2 Es kann an den Arbeiten nationaler 
oder internationaler Organisationen 
mitwirken und mit nationalen oder 
internationalen Partnern zusammen-
arbeiten.

Art. 112 Abs. 3

3 Ehemalige Angehörige der Armee 
sind verpflichtet, die persönliche 
Ausrüstung bis zu deren Rückgabe 
sicher aufzubewahren und zu unter-
halten sowie den Rückgabetermin 
wahrzunehmen.

Art. 112	 Aufbewahrung und 
Unterhalt

1 Die Angehörigen der Armee sorgen 
für die sichere Aufbewahrung und die 
Instandhaltung der persönlichen 
Ausrüstung sowie für den Ersatz 
unbrauchbar gewordener Gegen-
stände.
2 Verletzen Angehörige der Armee 
diese Pflichten oder missbrauchen 
sie die Ausrüstung, so kann ihnen 
diese abgenommen werden.
3 Ehemalige Angehörige der Armee 
sind verpflichtet, die persönliche 
Ausrüstung bis zu deren Rückgabe 
sicher aufzubewahren und zu unter-
halten.
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Art. 113 Abs. 1 Einleitungssatz, 2, 3 
Bst. a, abis und c, 4 Bst. d sowie 5 
Einleitungssatz und Bst. c
1 Stellungspflichtige dürfen nicht 
rekrutiert werden und Angehörigen 
der Armee darf keine persönliche 
Waffe abgegeben werden, wenn 
ernstzunehmende Anzeichen oder 
Hinweise bestehen, dass: 

2 Werden Anzeichen oder Hinweise 
nach Absatz 1 bekannt, nachdem die 
persönliche Waffe abgegeben wurde, 
so wird diese den Angehörigen der 
Armee unverzüglich entzogen.
3 Das VBS prüft, ob Anzeichen oder 
Hinweise nach Absatz 1 bestehen:
a.	 an der Rekrutierung;  

abis.	 bisheriger Bst. a

c.	 bevor die persönliche Waffe zu 
Eigentum überlassen wird.  

4 Es kann dazu ohne Zustimmung 
der zu prüfenden Person:

Art. 113	 Persönliche Waffe

1 Angehörigen der Armee darf keine 
persönliche Waffe abgegeben wer-
den, wenn ernstzunehmende Anzei-
chen oder Hinweise bestehen, dass:

a.	 sie sich selbst oder Dritte mit der 
persönlichen Waffe gefährden 
könnten;

b.	 sie oder Dritte die persönliche 
Waffe missbrauchen könnten.

2 Werden Anzeichen oder Hinweise 
nach Absatz 1 bekannt, nachdem die 
persönliche Waffe abgegeben wurde, 
so wird diese dem Angehörigen der 
Armee unverzüglich entzogen.
3 Das VBS prüft, ob Anzeichen oder 
Hinweise nach Absatz 1 bestehen:
a.	 vor der geplanten Abgabe der 

persönlichen Waffe;

b.	 nachdem ein entsprechender Ver-
dacht gemeldet wurde;

c.	 bevor dem Angehörigen der Ar-
mee die persönliche Waffe zu 
Eigentum überlassen wird.

4 Es kann dazu ohne Zustimmung der 
zu prüfenden Person:
a.	 polizeiliche Berichte und militäri-

sche Führungsberichte verlan-
gen;

b.	 in das Strafregister sowie in Straf- 
und Strafvollzugsakten Einsicht 
nehmen;
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d.	 die Beurteilung des Gefährdungs- 
oder Missbrauchspotenzials 
durch eine bundesinterne Prüfbe-
hörde verlangen.

5 Die bundesinterne Prüfbehörde 
kann zur Beurteilung des Gefähr-
dungs- oder Missbrauchspotenzials:

c.	 Einsicht in das Strafregister, in 
das Informationssystem INDEX 
NDB und in den nationalen Poli-
zeiindex nehmen;  

c.	 Auszüge aus den Betreibungs- 
und Konkursregistern verlangen 
sowie in Betreibungs- und Kon-
kursakten Einsicht nehmen;

d.	 die Beurteilung des Gefährdungs- 
oder Missbrauchpotenzials durch 
eine bundesinterne Prüfbehörde 
verlangen.

5 Die bundesinterne Prüfbehörde 
kann zur Beurteilung des Gefähr-
dungs- oder Missbrauchpotenzials:
a.	 die Daten nach den Absätzen 3 

Buchstabe b, 7 und 8 einholen;
b.	 Auszüge aus den Betreibungs- 

und Konkursregistern verlangen 
sowie in Betreibungs- und Kon-
kursakten Einsicht nehmen;

c.	 Einsicht in das Strafregister, in 
das informatisierte Staats-
schutz-Informationssystem und in 
den nationalen Polizeiindex neh-
men;

d.	 bei den zuständigen Straf- und 
Strafvollzugsbehörden Auskünfte 
und Akten über laufende, abge-
schlossene oder eingestellte 
Strafverfahren sowie Strafvollzü-
ge einholen;

e.	 die zu beurteilende Person und 
Dritte befragen, falls aufgrund der 
vorliegenden Daten ein Gefähr-
dungs- oder Missbrauchspotenzi-
al nicht eindeutig ausgeschlossen 
werden kann.
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Art. 126 Abs. 5 und 6

6 Das Verfahren richtet sich sinnge-
mäss nach den Bestimmungen über 
die Grundsicherheitsprüfung nach 
Artikel 30 Buchstabe a ISG. Ist 
gleichzeitig aus anderen Gründen 
eine Grundsicherheitsprüfung durch-
zuführen, so werden die beiden Ver-
fahren vereinigt.
7 Behörden des Bundes, der Kantone 
und der Gemeinden, Ärztinnen und 
Ärzte, Seelsorgerinnen und Seelsor-
ger, Psychologinnen und Psycholo-
gen, Sozialarbeiterinnen und Sozial-
arbeiter sowie Angehörige der 
Betreuungsdienste der Armee sind 
ohne Rücksicht auf die Bindung an 
das Amts- oder Berufsgeheimnis 
ermächtigt, Anzeichen oder Hinweise 
nach Absatz 1 oder einen entspre-
chenden Verdacht den zuständigen 
Stellen des VBS zu melden.
8 Dritte können, unter Angabe der 
Gründe, Anzeichen oder Hinweise 
nach Absatz 1 oder einen entspre-
chenden Verdacht den zuständigen 
Stellen des VBS melden.

Art. 126	 Grundsatz
1 Bauten und Anlagen, die der Lan-
desverteidigung dienen, dürfen nur 
mit einer Plangenehmigung des VBS 
(Genehmigungsbehörde) errichtet, 
geändert oder einem andern militäri-
schen Zweck zugeführt werden.
2 Mit der Plangenehmigung werden 
sämtliche nach Bundesrecht erfor-
derlichen Bewilligungen erteilt.
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5 Der Erwerb von Grundstücken für 
militärische Bauten und Anlagen 
sowie die Begründung dinglicher 
Rechte an solchen Grundstücken ist 
Sache des VBS.
6 Das VBS ist ermächtigt, nötigenfalls 
Enteignungen durchzuführen.

Art. 126c Abs. 1
1 Vor der öffentlichen Auflage des 
Gesuchs müssen Gesuchstellende 
die Veränderungen, welche die ge-
planten Bauten und Anlagen im Ge-
lände bewirken, sichtbar machen, 
indem sie diese ausstecken; bei 
Hochbauten müssen sie Profile auf-
stellen.

3 Kantonale Bewilligungen und Pläne 
sind nicht erforderlich. Das kantonale 
Recht ist zu berücksichtigen, soweit 
es die Erfüllung der Aufgaben der 
Landesverteidigung nicht unverhält-
nismässig einschränkt.
4 Die Plangenehmigung für Vorha-
ben, die sich erheblich auf Raum und 
Umwelt auswirken, setzt grundsätz-
lich einen Sachplan nach dem Bun-
desgesetz über die Raumplanung 
vom 22. Juni 1979 voraus.

Art. 126c	 Aussteckung
1 Vor der öffentlichen Auflage des 
Gesuchs muss der Gesuchsteller die 
Veränderungen, welche die geplan-
ten Bauten und Anlagen im Gelände 
bewirken, sichtbar machen, indem er 
sie aussteckt; bei Hochbauten hat er 
Profile aufzustellen.

2 Aus wichtigen Gründen kann die 
Genehmigungsbehörde ganz oder 
teilweise von der Pflicht nach Absatz 
1 befreien.
3 Einwände gegen die Aussteckung 
oder die Aufstellung von Profilen sind 
sofort, jedenfalls aber vor Ablauf der 
Auflagefrist bei der Genehmigungs-
behörde vorzubringen.
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Art. 129 Abs. 3 erster Satz

3 Die Präsidentin oder der Präsident 
der Schätzungskommission kann 
gestützt auf einen vollstreckbaren 
Plangenehmigungsentscheid die 
vorzeitige Besitzeinweisung bewilli-
gen. ...  
 
 

Gliederungstitel vor Art. 131

4. Kapitel: Leistungen der  
Gemeinden sowie Privater

Art. 131 Abs. 1 und 3

1 Gemeinden und Private sind ver-
pflichtet, den Truppen und Armeetie-
ren Unterkunft zu gewähren sowie 
die dazu notwendigen geeigneten 
Räumlichkeiten und Plätze mit den 
erforderlichen Einrichtungen und 
Geräten zur Verfügung zu stellen.

3 Über streitige Forderungen ent-
scheidet die LBA im Verfahren nach 
Artikel 142.

Art. 129
1 Nach Abschluss des Plangenehmi-
gungsverfahrens wird, soweit erfor-
derlich, das Einigungs- und Schät-
zungsverfahren vor der 
Eidgenössischen Schätzungskom-
mission (Schätzungskommission) 
nach den Bestimmungen des EntG 
durchgeführt.
2 ...
3 Der Präsident der Schätzungskom-
mission kann gestützt auf einen voll-
streckbaren Plangenehmigungsent-
scheid die vorzeitige 
Besitzeinweisung bewilligen. Dabei 
wird vermutet, dass dem Enteigner 
ohne die vorzeitige Besitzeinweisung 
bedeutende Nachteile entstünden. Im 
Übrigen gilt Artikel 76 EntG.

4. Kapitel: Leistungen der  
Gemeinden und der Einwohner

Art. 131	 Unterkunft für die Trup-
pe

1 Gemeinden und Einwohner sind 
verpflichtet, den Truppen und Armee-
tieren Unterkunft zu gewähren.

2 Sie werden dafür vom Bund ange-
messen entschädigt.
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Art. 134 Abs. 1

1 Die Grundbesitzerinnen und Grund-
besitzer sind verpflichtet, die Benüt-
zung ihres Landes zu militärischen 
Übungen zu gestatten.

Art. 139 Abs. 3 erster Satz

Art. 134	 Benützung von Privat-
grund

1 Die Grundbesitzer sind verpflichtet, 
die Benützung ihres Landes zu mili-
tärischen Übungen zu gestatten.

2 Für den dadurch entstehenden 
Schaden leistet der Bund Ersatz 
nach Massgabe der Artikel 135–143. 
...

Art. 139	 Haftung der Angehöri-
gen der Armee

1 Die Angehörigen der Armee haften 
für den Schaden, den sie dem Bund 
durch vorsätzliche oder grobfahrläs-
sige Verletzung ihrer Dienstpflicht 
unmittelbar zufügen.
2 Sie sind für ihre persönliche Ausrüs-
tung sowie für das ihnen im Dienst 
anvertraute Material verantwortlich 
und haften für deren Verlust und 
Beschädigung. Sie haften nicht, 
wenn sie nachweisen, dass sie den 
Schaden weder durch vorsätzliche 
noch durch grobfahrlässige Verlet-
zung ihrer Dienstpflicht verursacht 
haben. In gleicher Weise haften die 
Angehörigen der Armee, die für die 
Organisation des Materialdienstes 
oder der Materialkontrolle verantwort-
lich sind.
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3 Die Rechnungsführerinnen und 
Rechnungsführer sowie die sie kont-
rollierenden Organe sind für den 
Kommissariatsdienst, die ihnen an-
vertrauten Gelder und deren vor-
schriftsgemässe Verwendung verant-
wortlich und haften für Schaden in 
diesen Bereichen. ...  
 
 
 

Gliederungstitel nach Artikel 146a

7a. Kapitel: Elektronische  
Verfahren

Art. 147
1 Schriftliche Verfahren in Verwal-
tungs- und Dienstsachen mit Perso-
nen nach Artikel 17b des Bundesge-
setzes vom 3. Oktober 200810 über 
militärische und andere Informations-
systeme im VBS werden mit dem 
Einverständnis der Betroffenen elekt-
ronisch über das Informationssystem 
Dienstmanager geführt.
2 Der Bundesrat bezeichnet die Ver-
fahren im Einzelnen.

Art. 148i Abs. 3

10	 SR 510.91

3 Die Rechnungsführer und -führerin-
nen und die sie kontrollierenden 
Organe sind für den Kommissariats-
dienst, die ihnen anvertrauten Gelder 
und deren vorschriftsgemässe Ver-
wendung verantwortlich und haften 
für Schaden in diesen Bereichen. Sie 
haften nicht, wenn sie nachweisen, 
dass sie den Schaden weder durch 
vorsätzliche noch durch grobfahrläs-
sige Verletzung ihrer Dienstpflicht 
verursacht haben.

Art. 147

Art. 148i
1 Die Verwaltungseinheiten des VBS 
können Dritten gewerbliche Leistun-
gen erbringen, wenn diese Leistun-
gen:
a.	 mit den Hauptaufgaben der Ver-

waltungseinheit in einem engen 
Zusammenhang stehen;

b.	 die Erfüllung der Hauptaufgaben 
nicht beeinträchtigen; und
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3 Die Armee kann ihre Führungs- und 
Kommunikationsausbildung für Miliz- 
und Berufskader der Armee auch 
Dritten gegenüber erbringen. Die 
Absätze 1 und 2 gelten sinngemäss.

Art. 148j Abs. 2

2 Der Bundesrat kann in den Berei-
chen Verpflegung und Unterkunft 
Rahmenkredite vorsehen. In diesen 
Fällen legt das VBS die Ansätze fest.

Art. 149	 Verordnung der Bun-
desversammlung

Die Bundesversammlung erlässt die 
Bestimmungen nach Artikel 93 Ab-
satz 2 in der Form der Verordnung 
der Bundesversammlung.  
 
 

c.	 keine bedeutenden zusätzlichen 
sachlichen und personellen Mittel 
erfordern.

2 Gewerbliche Leistungen sind auf 
der Grundlage einer Kosten- und 
Leistungsrechnung zu mindestens 
kostendeckenden Preisen zu erbrin-
gen. Das VBS kann für bestimmte 
Leistungen Ausnahmen vorsehen, 
wenn dadurch die Privatwirtschaft in 
keiner Weise konkurrenziert wird.

Art. 148j
Die Bundesversammlung beschliesst 
für jeweils vier Jahre mit einfachem 
Bundesbeschluss den Zahlungsrah-
men für die finanziellen Mittel der 
Armee.

Art. 149	 Verordnungen der 
Bundesversammlung

Die Bundesversammlung erlässt die 
Bestimmungen nach den Artikeln 29 
Absatz 4 und 93 Absatz 2 sowie 
ergänzende Bestimmungen über das 
Militärverwaltungsverfahren in der 
Form der Verordnung der Bundesver-
sammlung.
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Art. 151a	 Übergangsbestimmun-
gen zur Änderung 
vom …

1 Der Bundesrat kann nach Inkrafttre-
ten der Änderungen vom … während 
fünf Jahren zur Schaffung eines 
flexiblen Ausbildungs- und Dienstleis-
tungssystems für die Miliz abweichen 
von den gesetzlichen Bestimmungen 
über:
a.	 die Altersgrenzen für die Militär-

dienstpflicht (Art. 13);
b.	 die Höchstzahl der Ausbildungs-

diensttage für die Mannschaft 
(Art. 42 Abs. 2);

c.	 die Höchstdauer der Rekruten-
schulen (Art. 49 Abs. 4);

d.	 die Höchstdauer der Wiederho-
lungskurse (Art. 51 Abs. 2);

e.	 die Erfüllung der Ausbildungs-
dienstpflicht ohne Unterbrechung 
(Art. 54a).

2 Die Höchstzahl nach Buchstabe b 
darf um maximal 30 Tage abweichen. 
Die Höchstdauer nach Buchstabe c 
darf um maximal sechs Wochen 
abweichen. Die Höchstdauer nach 
Buchstabe d darf um maximal 
14 Tage abweichen.

II

Die Änderung anderer Erlasse wird 
im Anhang geregelt.

III

1 Dieses Gesetz untersteht dem fa-
kultativen Referendum.
2 Der Bundesrat bestimmt das Inkraft-
treten.

e-parl 18.08.2025 10:08



-  53  -

Geltendes Recht Bundesrat Ständerat Kommission des Nationalrates

Anhang
(Ziff. II)

Änderung anderer Erlasse
Die nachstehenden Erlasse werden 
wie folgt geändert:

1. Militärstrafgesetz vom 
13. Juni 192711

Art. 3 Abs. 1 Ziff. 6

1 Dem Militärstrafrecht unterstehen:

11	 SR 321.0

Art. 3
3. Persönlicher Geltungsbereich
1 Dem Militärstrafrecht unterstehen:

1.	 Dienstpflichtige während ihres 
Militärdienstes, ausgenom-
men Urlauber für strafbare 
Handlungen nach den Artikeln 
115–137b und 145–179, die 
keinen Zusammenhang mit 
dem Dienst der Truppe ha-
ben;

2.	 die Beamten, Angestellten 
und Arbeiter der Militärverwal-
tung des Bundes und der 
Kantone für Handlungen, die 
die Landesverteidigung betref-
fen, ebenso wenn sie in Uni-
form auftreten;

3.	 Dienstpflichtige, die ausser-
halb des Dienstes in Uniform 
auftreten, für strafbare Hand-
lungen nach den Artikeln 
61–114 und 138–144;

4.	 Dienstpflichtige ausserhalb 
des Dienstes in Bezug auf 
ihre militärische Stellung und 
ihre dienstlichen Pflichten 
sowie ehemalige Dienstpflich-
tige, soweit ihre dienstlichen 
Pflichten nicht erfüllt sind.
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6.	 Berufs- und Zeitmilitärs sowie 
Personen, die nach Artikel 66 
des Militärgesetzes vom 
3. Februar 199512 (MG) Frie-
densförderungsdienst leisten, 
während der Ausübung des 
Dienstes, ausserhalb des 
Dienstes mit Bezug auf ihre 
dienstlichen Pflichten und ihre 
dienstliche Stellung oder 
wenn sie die Uniform tragen;  
 

12	 SR 510.10

5.	 Stellungspflichtige mit Bezug 
auf ihre Stellungspflicht sowie 
während des Orientierungs-
tags und während der Dauer 
der Rekrutierungstage;

6.	 Berufs- und Zeitmilitärs, die 
Angehörigen des Grenzwacht-
korps sowie Personen, die 
nach Artikel 66 des Militärge-
setzes vom 3. Februar 1995 
Friedensförderungsdienst 
leisten, während der Aus-
übung des Dienstes, ausser-
halb des Dienstes mit Bezug 
auf ihre dienstlichen Pflichten 
und ihre dienstliche Stellung 
oder wenn sie die Uniform 
tragen;

7.	 Zivilpersonen oder ausländi-
sche Militärpersonen, die sich 
schuldig machen der landes-
verräterischen Verletzung 
militärischer Geheimnisse 
(Art. 86), der Sabotage (Art. 
86a), der Schwächung der 
Wehrkraft (Art. 94–96), der 
Verletzung militärischer Ge-
heimnisse (Art. 106) oder des 
Ungehorsams gegen militäri-
sche und behördliche Mass-
nahmen, die der Vorbereitung 
oder Durchführung der Mobil-
machung der Armee oder der 
Wahrung des militärischen 
Geheimnisses dienen (Art. 
107);
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Art. 81 Abs. 1 Bst. abis

1 Mit Freiheitsstrafe bis zu 18 Mona-
ten oder Geldstrafe wird bestraft, wer 
in der Absicht, den Militärdienst zu 
verweigern:

abis.	 einen Amtstermin nach Artikel 
26 MG13 nicht wahrnimmt;  
 
 

13	 SR 510.10

8.	 Zivilpersonen oder ausländi-
sche Militärpersonen für Taten 
nach den Artikeln 115–179, 
die sie als Angestellte oder 
Beauftragte der Armee oder 
der Militärverwaltung im Zu-
sammenwirken mit der Truppe 
begehen;

9.	 Zivilpersonen und ausländi-
sche Militärpersonen, die im 
Ausland gegen einen Angehö-
rigen der Schweizer Armee 
eine Tat nach dem sechsten 
Abschnitt (Art. 108 und 109) 
oder dem sechsten Abschnitt-
bis (Art. 110–114) des zweiten 
Teils oder nach Artikel 114a 
begehen.

2 Die Personen nach Absatz 1 Ziffern 
1, 2, 6 und 8 unterstehen für die 
ganze Dauer ihres Auslandeinsatzes 
dem Militärstrafrecht, wenn sie im 
Ausland eine nach diesem Gesetz 
strafbare Handlung begehen.

Art. 81
Militärdienstverweigerung und Deser-
tion

1 Mit Freiheitsstrafe bis zu 18 Mona-
ten oder Geldstrafe wird bestraft, wer 
in der Absicht, den Militärdienst zu 
verweigern:
a.	 nicht am Orientierungstag oder 

an der Rekrutierung teilnimmt;
abis.	 den Termin für die persönliche 

Befragung bei Personensicher-
heitsprüfungen oder für die medi-
zinische Untersuchung zur Neu-
beurteilung der Tauglichkeit nicht 
wahrnimmt;
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b.	 eine Militärdienstleistung, zu der 
er aufgeboten ist, nicht antritt;

c.	 seine Truppe oder Dienststelle 
ohne Erlaubnis verlässt;

d.	 nach einer rechtmässigen Abwe-
senheit nicht zurückkehrt; oder

e.	 nach Antritt der Militärdienstleis-
tung einem an ihn gerichteten 
Befehl in Dienstsachen nicht 
gehorcht.

1bis Für eine strafbare Handlung nach 
Absatz 1 ist eine Geldstrafe oder der 
Vollzug in Form gemeinnütziger Ar-
beit bei gleichzeitigem Ausschluss 
aus der Armee nach Artikel 49 aus-
geschlossen.
2 Im Aktivdienst ist die Strafe Frei-
heitsstrafe oder Geldstrafe.
3 Wer als Angehöriger einer religiö-
sen Gemeinschaft aus religiösen 
Gründen den Militärdienst verweigert 
und kein Gesuch um Zulassung zum 
Zivildienst stellt, wird schuldig erklärt 
und zu einer Arbeitsleistung im öf-
fentlichen Interesse verpflichtet, de-
ren Dauer sich in der Regel nach 
Artikel 8 des Zivildienstgesetzes vom 
6. Oktober 1995 richtet. Die Arbeits-
leistung wird im Rahmen und nach 
den Vorschriften des Zivildienstes 
vollzogen. Das Gericht kann den 
Täter aus der Armee ausschliessen.
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Art. 82 Abs. 1 Bst. abis

1 Mit Geldstrafe wird bestraft, wer 
ohne Absicht, den Militärdienst zu 
verweigern:

abis.	 einen Amtstermin nach Artikel 
26 MG14 nicht wahrnimmt;  
 
 
 

14	 SR 510.10

4 Wer glaubhaft darlegt, dass er den 
Ausbildungsdienst für einen höheren 
Grad mit seinem Gewissen nicht 
vereinbaren kann, aber bereit ist, im 
bisherigen Grad Militärdienst zu leis-
ten, wird zu einer Arbeitsleistung im 
öffentlichen Interesse verpflichtet. Sie 
dauert in der Regel 1,1‑mal so lange 
wie der verweigerte Ausbildungs-
dienst zur Erreichung des höheren 
Grades und wird im Rahmen und 
nach den Vorschriften des Zivildiens-
tes vollzogen.
5 Der Bundesrat erlässt die für den 
Vollzug der Arbeitsleistung nach den 
Absätzen 3 und 4 erforderlichen 
ergänzenden Bestimmungen.
6 Artikel 84 bleibt vorbehalten.

Art. 82
Militärdienstversäumnis und uner-
laubte Entfernung

1 Mit Geldstrafe wird bestraft, wer 
ohne Absicht, den Militärdienst zu 
verweigern:
a.	 nicht am Orientierungstag oder 

an der Rekrutierung teilnimmt;
abis.	 den Termin für die persönliche 

Befragung bei Personensicher-
heitsprüfungen oder für die medi-
zinische Untersuchung zur Neu-
beurteilung der Tauglichkeit nicht 
wahrnimmt;

b.	 eine Militärdienstleistung, zu der 
er aufgeboten ist, nicht antritt;

c.	 seine Truppe oder Dienststelle 
ohne Erlaubnis verlässt;
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Art. 83 Abs. 1 Bst. abis

1 Mit Busse wird bestraft, wer fahrläs-
sig:

abis.	 einen Amtstermin nach Artikel 
26 MG15 nicht wahrnimmt;  
 
 
 

15	 SR 510.10

d.	 nach einer rechtmässigen Abwe-
senheit nicht zurückkehrt.

2 In leichten Fällen erfolgt disziplinari-
sche Bestrafung.
3 Im Aktivdienst ist die Strafe Frei-
heitsstrafe bis zu drei Jahren oder 
Geldstrafe.
4 Stellt sich der Täter nachträglich 
aus eigenem Antrieb zum Dienst, so 
kann das Gerichtdie Strafe mildern 
(Art. 42a).
5 Artikel 84 bleibt vorbehalten.

Art. 83
Fahrlässiges Militärdienstversäumnis

1 Mit Busse wird bestraft, wer fahrläs-
sig:
a.	 nicht am Orientierungstag oder 

an der Rekrutierung teilnimmt;
abis.	 den Termin für die persönliche 

Befragung bei Personensicher-
heitsprüfungen oder für die medi-
zinische Untersuchung zur Neu-
beurteilung der Tauglichkeit nicht 
wahrnimmt;

b.	 eine Militärdienstleistung, zu der 
er aufgeboten ist, nicht antritt;

c.	 seine Truppe oder Dienststelle 
ohne Erlaubnis verlässt;

d.	 nach einer rechtmässigen Abwe-
senheit nicht zurückkehrt.

2 In leichten Fällen erfolgt disziplinari-
sche Bestrafung.
3 Im Aktivdienst kann das Gerichteine 
Geldstrafe bis zu 90 Tagessätzen 
verhängen.
4 Artikel 84 bleibt vorbehalten.
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2. Bundesgesetz vom  
3. Oktober 200816 über  
militärische und andere  
Informationssysteme im VBS

Art. 2b Bst. b–d und gbis

Die verantwortlichen Organe nach 
diesem Gesetz dürfen ein Profiling, 
einschliesslich eines Profilings mit 
hohem Risiko, durchführen, um die 
nachfolgenden persönlichen Aspekte 
einer natürlichen Person zu den 
nachstehenden Bearbeitungszwe-
cken zu analysieren, zu bewerten, zu 
beurteilen oder vorherzusagen:

b.	 Eignung und Fähigkeit zur Aus-
übung bestimmter Funktionen, 
Tätigkeiten und Arbeiten, ein-
schliesslich eignungs- und fähig-
keitsrelevanter Voraussetzungen: 
zu den Bearbeitungszwecken 
nach den Artikeln 13 Buchsta-
ben b–d, 143b Buchstaben d 
und e sowie 179t;

c.	 Leistungsprofil, Leistungsfähigkeit 
und Belastbarkeit, insbesondere 
in den Bereichen Gesundheit, 
Körper, Intelligenz, Persönlichkeit, 
Psyche, Sozialverhalten und 
Verkehrsverhalten: zu den Bear-
beitungszwecken nach den Arti-
keln 13 Buchstaben b–d, 143b 
Buchstaben d und e sowie 179t;

16	 SR 510.91

Art. 2b	 Profiling
Die verantwortlichen Organe nach 
diesem Gesetz dürfen ein Profiling, 
einschliesslich eines Profilings mit 
hohem Risiko, durchführen, um die 
nachfolgenden persönlichen Aspekte 
einer natürlichen Person zu den 
nachstehenden Bearbeitungszwe-
cken zu analysieren, zu bewerten, zu 
beurteilen oder vorherzusagen:
a.	 Tauglichkeit und Fähigkeit für die 

Leistung von Militär- und Schutz-
dienst, einschliesslich tauglich-
keits- und fähigkeitsrelevanter 
Voraussetzungen: zu den Bear-
beitungszwecken nach Artikel 13 
Buchstaben b–d;

b.	 Eignung zur Ausübung bestimm-
ter Funktionen, Tätigkeiten und 
Arbeiten, einschliesslich eig-
nungsrelevanter Voraussetzun-
gen: zu den Bearbeitungszwe-
cken nach den Artikeln 13 
Buchstaben b–d und 143b Buch-
staben d und e;

c.	 Leistungsprofil und Leistungsfä-
higkeit, insbesondere in den Be-
reichen Gesundheit, Körper, Intel-
ligenz, Persönlichkeit, Psyche, 
Sozialverhalten und Verkehrsver-
halten: zu den Bearbeitungszwe-
cken nach den Artikeln 13 Buch-
staben b–d und 143b Buchstaben 
d und e;
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cbis.	 körperliche und geistige Fit-
ness und Gesundheit: zu den 
Bearbeitungszwecken nach Arti-
kel 179t;

d.	 Kenntnisse, Kompetenzen, Fähig-
keiten sowie erbrachte körperli-
che und geistige Leistungen: zu 
den Bearbeitungszwecken nach 
den Artikeln 13 Buchstaben b–d, 
127 Buchstaben d und e, 143b 
Buchstaben d und e, 143h sowie 
179t;

gbis.	 Sport-, Bewegungs-, Ernäh-
rungs- und Freizeitverhalten, 
einschliesslich diesbezüglicher 
persönlicher Interessen: zu den 
Bearbeitungszwecken nach Arti-
kel 179t;

d.	 Kenntnisse, Kompetenzen, Fähig-
keiten und erbrachte Leistungen: 
zu den Bearbeitungszwecken 
nach den Artikeln 13 Buchstaben 
b–d, 127 Buchstaben d und e, 
143b Buchstaben d und e und 
143h;

e.	 Lernverhalten und -fortschritt: zu 
den Bearbeitungszwecken nach 
Artikel 127 Buchstaben a–c;

f.	 Kaderpotenzial und Entwicklungs-
möglichkeiten: zu den Bearbei-
tungszwecken nach Artikel 13 
Buchstaben b–d und m;

g.	 persönliche Interessen hinsicht-
lich des Militär- und Schutzdiens-
tes, der Anstellung, der Ausbil-
dung sowie der 
Weiterentwicklung: zu den Bear-
beitungszwecken nach den Arti-
keln 13 Buchstaben b–d und m, 
127 Buchstabe b und 143b Buch-
staben a, d und e;

h.	 Sicherheitsrisiko sowie Gefähr-
dungs- und Missbrauchspotenzial 
bezüglich der persönlichen Waffe: 
zum Bearbeitungszweck nach 
Artikel 13 Buchstabe l;
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Art. 16 Abs. 3 Bst. b

i.	 weitere persönliche Aspekte zu 
weiteren Bearbeitungszwecken, 
sofern die betreffende Person 
dazu einwilligt.

Art. 16	 Datenbekanntgabe
1 Die Gruppe Verteidigung macht die 
Daten des PISA, ausgenommen die 
Daten nach Artikel 14 Absatz 4, 
durch Abrufverfahren folgenden Stel-
len und Personen zugänglich, soweit 
diese die Daten zur Erfüllung ihrer 
gesetzlichen oder vertraglichen Auf-
gaben benötigen:
a.	 den Militärbehörden;
b.	 den militärischen Kommandos;
bbis.	 den mit der Rekrutierung 

beauftragten Stellen und Perso-
nen;

c.	 den für die Erhebung der Ersatz-
abgabe zuständigen Stellen des 
Bundes und der Kantone;

d.	 der Militärjustiz;
e.	 dem Bundesamt für Zivildienst 

(ZIVI);
f.	 den für den Zivilschutz zuständi-

gen Stellen von Bund und Kanto-
nen;

g.	 den für die Durchführung von 
Personensicherheitsprüfungen 
zuständigen Prüfbehörden;

h.	 ...
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i.	 dem Nachrichtendienst des Bun-
des zur Feststellung der Identität 
von Personen, die aufgrund von 
Erkenntnissen über Bedrohungen 
für die innere oder äussere Si-
cherheit nach Artikel 6 Absatz 1 
Buchstabe a des Nachrichten-
dienstgesetzes vom 25. Septem-
ber 2015 (NDG) eine Bedrohung 
für die Sicherheit der Armee dar-
stellen können;

j.	 der Militärversicherung, soweit 
dies für die Behandlung von Ver-
sicherungsfällen notwendig ist.

1bis Sie übermittelt der Zentralen Aus-
gleichsstelle die für die Durchführung 
der Erwerbsersatzordnung notwendi-
gen Daten des PISA.
1ter Der PPD macht die Daten nach 
Artikel 14 Absatz 4 durch Abrufver-
fahren folgenden Stellen und Perso-
nen zugänglich:
a.	 den für die psychologische Be-

treuung der Angehörigen der 
Armee zuständigen Fachkräften 
des PPD;

b.	 den mit der Rekrutierung beauf-
tragten Stellen, Ärztinnen und 
Ärzte;

c.	 den für den Militärärztlichen 
Dienst der Armee zuständigen 
Stellen.

2 Die Gruppe Verteidigung und die für 
den Zivilschutz zuständigen Stellen 
von Bund und Kantonen geben aus 
ihrem Bereich die Daten des PISA 
folgenden Stellen und Personen 
bekannt:
a.	 den Strafuntersuchungs- und 

Strafverfolgungsbehörden:
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3 ...

b.	 Aufgehoben

1.	 soweit dies für die Untersu-
chung notwendig ist und die 
Schwere oder Eigenart der 
Straftat die Auskunft rechtfer-
tigt, oder

2.	 sofern während des Militär-
dienstes oder während des 
Schutzdienstes eine Straftat 
begangen wurde, die der 
zivilen Gerichtsbarkeit unter-
liegt;

b.	 ...
c.	 dem Bundesamt für Zoll und 

Grenzsicherheit, soweit dies für 
den unterstützenden Einsatz von 
Angehörigen der Armee notwen-
dig ist;

d.	 Dritten, soweit dies zur Erfüllung 
ihrer gesetzlichen oder vertragli-
chen Aufgaben notwendig ist.

3 Die Gruppe Verteidigung gibt fol-
gende Daten des PISA folgenden 
Stellen und Personen bekannt:
a.	 militärischen Vereinigungen und 

Schiessvereinen: Adressdaten, 
Grad und Einteilung von Militär-
dienstpflichtigen zum Zweck der 
Mitglieder- und Abonnentenwer-
bung sowie für die ausserdienstli-
chen Tätigkeiten;

b.	 den Medien: Name, Grad und 
Einteilung anlässlich von Beförde-
rungen und Ernennungen;

c.	 der für das Strafregister-Informa-
tionssystem VOSTRA zuständi-
gen Stelle des Bundes: die für die 
Erfüllung der Meldepflicht nach 
Artikel 59 des Strafregistergeset-
zes vom 17. Juni 2016 notwendi-
gen Personalien;
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Art. 17 Abs. 4ter

d.	 der für die Kennzeichnung der 
Uniformen und von persönlichem 
Material zuständigen Stelle: 
Name und Vorname sowie für das 
persönliche Material zusätzlich 
die AHV-Nummer;

e.	 der Zentralstelle Waffen sowie 
den zuständigen kantonalen 
Behörden: den Entscheid über 
Hinderungsgründe betreffend die 
Abgabe der persönlichen Waffe 
sowie den Entscheid über deren 
Abnahme oder deren Entzug.

3bis Die Bekanntgabe der Daten nach 
Absatz 3 Buchstabe e an die Daten-
bank nach Artikel 32a Absatz 1 Buch-
stabe d des Waffengesetzes vom 
20. Juni 1997 (WG) erfolgt über das 
Informationssystem integrierte Res-
sourcenbewirtschaftung (PSN).
4 Die Angehörigen der Armee können 
jederzeit schriftlich bei der Gruppe 
Verteidigung die Datenbekanntgabe 
nach Absatz 3 Buchstaben a und b 
sperren lassen.

Art. 17	 Datenaufbewahrung
1 Daten des PISA über Straftaten 
sowie strafrechtliche Entscheide und 
Massnahmen dürfen nur aufbewahrt 
werden, wenn gestützt auf diese 
Daten:
a.	 ein Entscheid über die Nichtrekru-

tierung, den Ausschluss oder die 
Degradation nach dem MG er-
ging;

b.	 ein Entscheid über die Eignung 
zur Beförderung oder Ernennung 
nach dem MG erging;
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4ter Die Daten nach Artikel 14 Absatz 
1 Buchstabe abis, die zugleich sani-
tätsdienstliche Daten nach Artikel 26 
Absatz 2 sind, werden nach Ab-
schluss der Rekrutierung bis zur 
Bekanntgabe an das Medizinische 
Informationssystem der Armee (ME-
DISA), längstens aber während eines 
Monats aufbewahrt.

c.	 bei der Personensicherheitsprü-
fung die Sicherheitserklärung 
nicht erteilt oder mit Vorbehalten 
versehen wurde;

d.	 ein Entscheid über das Bestehen 
von Hinderungsgründen für die 
Überlassung der persönlichen 
Waffe erging; oder

e.	 ein Entscheid über den Aus-
schluss aus dem Zivilschutz nach 
dem BZG erging.

2 Daten aus der Schiesspflicht ausser 
Dienst werden von der Eintragung an 
während fünf Jahren aufbewahrt.
3 Daten über die Entlassung aus dem 
Schweizer Bürgerrecht und über den 
Tod werden bis zu dem Jahr geführt, 
in dem die betreffende Person nach 
Jahrgang aus der Militärdienst- oder 
Schutzdienstpflicht entlassen worden 
wäre.
4 Auf Verlangen der betreffenden 
Person werden die freiwillig gemelde-
ten Daten vernichtet.
4bis Daten über die Abnahme und den 
Entzug der persönlichen Waffe sowie 
der Leihwaffe und über die damit 
zusammenhängenden Umstände 
werden nach der Entlassung aus der 
Militärdienstpflicht während 20 Jah-
ren aufbewahrt.
4ter Die Daten nach Artikel 14 Absatz 
1 Buchstabe abis, die zugleich sani-
tätsdienstliche Daten nach Artikel 26 
Absatz 2 sind, werden nach Ab-
schluss der Rekrutierung bis zur 
Bekanntgabe an das Medizinische 
Informationssystem der Armee (ME-
DISA), längstens aber während einer 
Woche aufbewahrt.
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Art. 17b Einleitungssatz
Das DIM dient den Militärdienstpflich-
tigen, dem für die Friedensförderung 
vorgesehenen Personal, den Zivilper-
sonen, die von der Truppe betreut 
oder für einen befristeten Einsatz der 
Armee beigezogen werden, den 
Personen, die eine Tätigkeit zur Un-
terstützung der Armee oder des für 
die Friedensförderung vorgesehenen 
Personals ausüben, den Schutz-
dienstpflichtigen und den interessier-
ten Dritten, die das 15. Altersjahr 
vollendet haben, dazu:

4quater Daten nach Artikel 14 Absatz 4 
werden nach Abschluss der 
Betreuung längstens während fünf 
Jahren aufbewahrt.
5 Die übrigen Daten des PISA werden 
nach der Entlassung aus der Militär-
dienst- oder Schutzdienstpflicht 
längstens während fünf Jahren auf-
bewahrt.

Art. 17b	 Zweck
Das DIM dient den Militärdienstpflich-
tigen, einschliesslich der Stellungs-
pflichtigen, dem für die Friedensför-
derung vorgesehenen Personal, den 
Zivilpersonen, die von der Truppe 
betreut oder für einen befristeten 
Einsatz der Armee beigezogen wer-
den, und den Schutzdienstpflichtigen 
dazu:

a.	 eigene Daten einzusehen und zu 
aktualisieren sowie Auszüge 
davon zu erstellen;

b.	 an Verwaltungseinheiten des 
Bundes, der Kantone und der 
Gemeinden, an militärische Kom-
mandos, an Kommandantinnen 
und Kommandanten des Zivil-
schutzes oder an von der betref-
fenden Person bezeichnete Drit-
te:
1.	 eigene Daten zu übermitteln,
2.	 Gesuche, Anträge und Anmel-

dungen zu übermitteln,
3.	 Materialbestellungen zu über-

mitteln,
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Art. 17c Abs. 1 Einleitungssatz und 3 
1 Das DIM enthält von den Militär-
dienstpflichtigen, dem für die Frie-
densförderung vorgesehenen Perso-
nal, den Zivilpersonen, die von der 
Truppe betreut oder für einen befris-
teten Einsatz der Armee beigezogen 
werden, und den Personen, die eine 
Tätigkeit zur Unterstützung der Ar-
mee oder des für die Friedensförde-
rung vorgesehenen Personals aus-
üben, folgende Daten:

4.	 Nachrichten und Dokumente 
zu senden und von diesen zu 
empfangen;

c.	 an Umfragen teilzunehmen.

Art. 17c	 Daten
1 Das DIM enthält von den Militär-
dienstpflichtigen, einschliesslich der 
Stellungspflichtigen, dem für die 
Friedensförderung vorgesehenen 
Personal und den Zivilpersonen, die 
von der Truppe betreut oder für einen 
befristeten Einsatz der Armee beige-
zogen werden, folgende Daten:

a.	 Personalien, AHV-Nummer, Foto, 
Beruf, Kontoverbindung, Kontakt-
daten und von der betreffenden 
Person gemeldete Notfallkontakt-
daten Dritter;

b.	 Daten über den militärischen 
Status sowie über die Zulassung 
zum Zivildienst;

c.	 Daten über Einteilung, Grad, 
Funktion, Ausbildung und Qualifi-
kation in der Armee;

d.	 Kontaktdaten der vorgesetzten 
Kommandantin oder des vorge-
setzten Kommandanten, der 
zuständigen Kommandostelle, 
der kontrollführenden Stelle sowie 
weiterer Stellen und Personen;

e.	 Entscheide über die Tauglichkeit 
für den Militärdienst, das Leis-
tungsprofil und die Zuteilung, 
einschliesslich der medizinischen 
und psychologischen Beurteilung 
der Diensttauglichkeit und der 
Korrespondenz mit den beurtei-
lenden Personen;
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f.	 sanitätsdienstliche Daten wie 
Befunde über Einschränkungen 
der Dienstfähigkeit, Daten über 
den Gesundheitszustand und die 
psychischen Eigenschaften, ärzt-
liche Zeugnisse und Gutachten;

g.	 Daten über die körperliche Leis-
tungsfähigkeit und die durchge-
führten Sporttests sowie physiolo-
gische Daten;

h.	 Daten über die Eignung zur Aus-
übung von bestimmten Funktio-
nen sowie von speziellen Funktio-
nen mit erhöhten Anforderungen, 
sofern sich die Eignung nicht aus 
dem Leistungsprofil ergibt;

i.	 Ausbildungsresultate, Daten über 
Fähigkeiten und ein Leistungsver-
zeichnis;

j.	 Daten über absolvierte Ausbildun-
gen und erlangte Berechtigungen 
für die Bedienung von militäri-
schen Systemen;

k.	 Daten über vordienstliche und 
ausserdienstliche Tätigkeiten, 
Ausbildungen und Leistungen;

l.	 Daten über das Kaderpotenzial 
und die Kaderbeurteilung sowie 
solche des Dienstetats;

m.	 Daten über die Dienstpflicht und 
die Schiesspflicht sowie über 
deren Erfüllung, Schiessdaten 
und Schiessresultate;

n.	 Daten über Dienstvormerke und 
Dienstleistungen, einschliesslich 
Daten über Einsätze im Rahmen 
der Friedensförderung;

o.	 Daten über Absenzen, einschlies-
slich Daten aus Dienstverschie-
bungs-, Urlaubs- und Dispensati-
onsgesuchen;
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p.	 Daten über Soldabrechnungen 
und Erwerbsersatzleistungen;

q.	 Daten über die Wehrpflichtersatz-
abgabe;

r.	 Daten über die persönliche Aus-
rüstung und Materialbestellungen;

s.	 Daten über die Abgabe, Hinterle-
gung und Rücknahme sowie 
Entscheide über die Abnahme 
und den Entzug der persönlichen 
Waffe sowie der Leihwaffe;

t.	 Daten, die die betreffende Person 
freiwillig gemeldet oder übermit-
telt hat, einschliesslich der von ihr 
eingereichten Gesuche, Anträge 
und Anmeldungen mitsamt Beila-
gen;

u.	 Nachrichten und Dokumente, die 
die betreffende Person an die 
Verwaltungseinheiten des Bun-
des, der Kantone und der Ge-
meinden, an die militärischen 
Kommandos und an Dritte gesen-
det oder von diesen empfangen 
hat;

v.	 Entscheide zu den Gesuchen, 
Anträgen und Anmeldungen, die 
die betreffende Person einge-
reicht hat;

w.	 Daten für die Prüfung und Kont-
rolle von Anträgen auf Auszah-
lung von Ausbildungsgutschriften;

x.	 Entscheide über Anträge auf 
Auszahlung von Ausbildungsgut-
schriften;

y.	 Daten aus Umfragen.
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2 Es enthält von den Schutzdienst-
pflichtigen folgende Daten:
a.	 Personalien, AHV-Nummer, Foto, 

Beruf, Kontoverbindung, Kontakt-
daten und von der betreffenden 
Person gemeldete Notfallkontakt-
daten Dritter;

b.	 Daten über die Zuteilung der 
Grundfunktion, die Einteilung, die 
Funktion und den Grad;

c.	 Kontaktdaten der vorgesetzten 
Kommandantin oder des vorge-
setzten Kommandanten des Zivil-
schutzes, der kontrollführenden 
Stelle sowie weiterer Kontaktstel-
len;

d.	 Entscheide über die Tauglichkeit 
für den Schutzdienst, das Leis-
tungsprofil und die Zuteilung;

e.	 Daten über die Eignung zur Aus-
übung von bestimmten Funktio-
nen sowie von speziellen Funktio-
nen mit erhöhten Anforderungen, 
sofern sich die Eignung nicht aus 
dem Leistungsprofil ergibt;

f.	 Daten über das Kaderpotenzial 
und die Kaderbeurteilung sowie 
solche des Dienstetats;

g.	 Daten über die Dienstpflicht und 
über deren Erfüllung;

h.	 Daten über Dienstvormerke und 
Dienstleistungen;

i.	 Daten zur Wehrpflichtersatzabga-
be;

j.	 Daten über die persönliche Aus-
rüstung und zu Materialbestellun-
gen;
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3 Es kann auch Daten nach den Ab-
sätzen 1 und 2 von interessierten 
Dritten enthalten, sofern diese das 
15. Altersjahr vollendet und in die 
Datenbearbeitung eingewilligt haben.

Art. 17e Abs. 1
1 Die Gruppe Verteidigung macht den 
Personen nach Artikel 17b deren 
eigene Daten des DIM durch Abruf-
verfahren zugänglich.  
 
 
 
 
 
 
 

k.	 Daten, die die betreffende Person 
freiwillig gemeldet oder übermit-
telt hat, einschliesslich der von ihr 
eingereichten Gesuche, Anträge 
und Anmeldungen mitsamt Beila-
gen;

l.	 Nachrichten und Dokumente, die 
die betreffende Person an die 
Verwaltungseinheiten des Bun-
des, der Kantone und der Ge-
meinden, an die Kommandantin-
nen und Kommandanten des 
Zivilschutzes und an Dritte gesen-
det oder von diesen empfangen 
hat;

m.	 Entscheide zu den Gesuchen, 
Anträgen und Anmeldungen, die 
die betreffende Person einge-
reicht hat;

n.	 Daten aus Umfragen.

Art. 17e	 Datenbekanntgabe
1 Die Gruppe Verteidigung macht den 
Militärdienstpflichtigen, einschliess-
lich der Stellungspflichtigen, dem für 
die Friedensförderung vorgesehenen 
Personal, den Zivilpersonen, die von 
der Truppe betreut oder für einen 
befristeten Einsatz der Armee beige-
zogen werden, und den Schutz-
dienstpflichtigen deren eigene Daten 
des DIM durch Abrufverfahren zu-
gänglich.
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Art. 17f	 Datenaufbewahrung
1 Die Daten des DIM werden nach 
der Entlassung aus der Militärdienst- 
oder Schutzdienstpflicht beziehungs-
weise nach der Beendigung der An-
stellung, der Betreuung, des Beizugs 
oder der unterstützenden Tätigkeit 
während längstens fünf Jahren auf-
bewahrt, sofern die betreffende Per-
son nicht um eine längere Aufbewah-
rung ersucht und diesem Ersuchen 
stattgegeben wird.
2 Daten von interessierten Dritten, die 
das 15. Altersjahr vollendet haben 
und keiner Personengruppe nach 
Artikel 17c Absätze 1 und 2 angehö-
ren, werden auf deren Verlangen 
oder spätestens nach Ablauf von 
zwei Jahren nach ihrer letzten Aktivi-
tät auf dem DIM vernichtet.

2 Sie macht den zuständigen Verwal-
tungseinheiten des Bundes, der Kan-
tone und der Gemeinden, militäri-
schen Kommandos, 
Kommandantinnen und Kommandan-
ten des Zivilschutzes oder Dritten 
durch Abrufverfahren oder mittels 
elektronischer Weiterleitung folgende 
Daten des DIM zugänglich:
a.	 an sie gerichtete Gesuche, Anträ-

ge, Anmeldungen, Materialbestel-
lungen, Nachrichten und Doku-
mente;

b.	 Daten aus von ihnen durchge-
führten Umfragen.

Art. 17f	 Datenaufbewahrung
Die Daten des DIM werden nach der 
Entlassung aus der Militärdienst- 
oder Schutzdienstpflicht beziehungs-
weise nach der Beendigung der An-
stellung, der Betreuung oder des 
Beizugs während längstens fünf 
Jahren aufbewahrt.
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Art. 28 Abs. 1 Bst. f
1 Die Gruppe Verteidigung macht die 
Daten des MEDISA durch Abrufver-
fahren folgenden Stellen und Perso-
nen zugänglich:

f.	 den für die psychologische Beur-
teilung von Stellungspflichtigen 
und Angehörigen der Armee zu-
ständigen Psychologinnen und 
Psychologen in den Rekrutie-
rungszentren der Armee.

Art. 28	 Datenbekanntgabe
1 Die Gruppe Verteidigung macht die 
Daten des MEDISA durch Abrufver-
fahren folgenden Stellen und Perso-
nen zugänglich:
a.	 dem Oberfeldarzt;
b.	 den für die Beurteilung der 

Diensttauglichkeit und Dienstfä-
higkeit sowie für die Behandlung 
zuständigen Ärztinnen und Ärzten 
und deren Hilfspersonal;

c.	 den für die psychologische Be-
treuung der Angehörigen der 
Armee zuständigen Fachkräften 
des PPD;

d.	 den für die Abklärungen des Flie-
gerärztlichen Instituts zuständi-
gen Ärztinnen und Ärzten und 
deren Hilfspersonal;

e.	 der Militärversicherung, soweit 
dies für die Behandlung von Ver-
sicherungsfällen notwendig ist.

2 Sie gibt die sanitätsdienstlichen 
Daten folgenden Stellen und Perso-
nen bekannt:
a.	 den behandelnden und begut-

achtenden Ärztinnen, Ärzten und 
medizinischen Institutionen des 
zivilen Gesundheitswesens, so-
weit die betreffende Person hier-
zu schriftlich ihr Einverständnis 
erklärt hat oder wenn ein Notfall 
vorliegt;
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b.	 zivilen und militärischen Gerich-
ten sowie Rechtspflegebehörden 
im Rahmen von Gerichts- und 
Verwaltungsverfahren, soweit 
nach dem Verfahrensrecht eine 
Auskunftspflicht für Ärztinnen und 
Ärzte besteht;

c.	 den für die Erhebung der Ersatz-
abgabe zuständigen Behörden 
des Bundes und der Kantone, 
soweit dies für die Befreiung von 
der Ersatzpflicht nach Artikel 4 
Absatz 1 Buchstabe b des Bun-
desgesetzes vom 12. Juni 1959 
über die Wehrpflichtersatzabgabe 
notwendig ist;

d.	 ...
e.	 lden vom Bundesamt für Zivil-

dienst beauftragten Ärztinnen und 
Ärzten, soweit dies für Untersu-
chungen und Massnahmen nach 
Artikel 33 des Zivildienstgesetzes 
vom 6. Oktober 1995 notwendig 
ist;

f.	 der Zentralstelle Waffen sowie 
den zuständigen kantonalen 
Behörden: medizinische Hinde-
rungsgründe betreffend die Abga-
be, Rücknahme, Abnahme oder 
den Entzug der persönlichen 
Waffe.

2bis  Die Bekanntgabe der Daten 
nach Absatz 2 Buchstabe f an die 
Datenbank nach Artikel 32a Absatz 1 
Buchstabe d WG erfolgt über das 
PSN.
3 Die Gruppe Verteidigung gibt die 
Entscheide über die Tauglichkeit für 
den Militär- und Schutzdienst folgen-
den Stellen bekannt:
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6. Abschnitt (Art. 179s–179x) einfü-
gen vor dem Gliederungstitel des 
7. Kapitels

6. Abschnitt: Informations-  
system Sport

Art. 179s	 Verantwortliches Org-
an

Die Gruppe Verteidigung betreibt das 
Informationssystem Sport (ISport).

a.	 den für die Erhebung der Ersatz-
abgabe zuständigen Stellen des 
Bundes und der Kantone;

b.	 den für die Kontrollführung und 
Ausbildung zuständigen Militärbe-
hörden und militärischen Kom-
mandos;

c.	 von Personen, die schutzdienst-
tauglich erklärt wurden: den für 
die Kontrollführung und Ausbil-
dung zuständigen Zivilschutzbe-
hörden des Wohnortkantons.

4 Sie gibt dem ZIVI bekannt:
a.	 Entscheide über die Tauglichkeit 

für den Militär- und Schutzdienst 
von Personen, die ein Gesuch um 
Zulassung zum Zivildienst gestellt 
haben;

b.	 Entscheide betreffend die Arbeits-
fähigkeit von zivildienstpflichtigen 
Personen.
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Art. 179t	 Zweck
Das ISport dient der:
a.	 Erhebung, Auswertung, Überwa-

chung, Vorhersage und Zurverfü-
gungstellung von Daten über die 
körperliche und geistige Fitness, 
Leistungsfähigkeit, Belastbarkeit 
und Gesundheit von:
1.	 Stellungspflichtigen,
2.	 Angehörigen der Armee,
3.	 Mitarbeitenden der Gruppe 

Verteidigung;
b.	 Erhaltung und Verbesserung der 

Fitness, Leistungsfähigkeit, Be-
lastbarkeit und Gesundheit von 
Personen nach Buchstabe a;

c.	 Früherkennung kritischer Ge-
sundheitszustände von Personen 
nach Buchstabe a;

d.	 Verhütung von Unfällen, Verlet-
zungen und gesundheitlichen 
Beeinträchtigungen von Personen 
nach Buchstabe a.

Art. 179u	 Daten
Das ISport enthält die folgenden 
Daten der Stellungspflichtigen, Ange-
hörigen der Armee und Mitarbeiten-
den der Gruppe Verteidigung, die in 
die Bearbeitung ihrer Daten im ISport 
ausdrücklich eingewilligt haben: 
a.	 Personalien;
b.	 Einteilung, Grad, Funktion und 

Dienstleistungen in der Armee;
c.	 Daten über die körperliche und 

geistige Fitness, Leistungsfähig-
keit, Belastbarkeit und Gesund-
heit;
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d.	 anthropometrische Daten wie 
Körpermasse, Körpergewicht, 
Body-Mass-Index, oder Bau-
chumfang;

e.	 Herzfrequenz und Herzfrequenz-
variabilität;

f.	 Daten über die Beschleunigung 
bei körperlichen Aktivitäten;

g.	 Daten über biochemische Marker;
h.	 Kernkörpertemperatur, Hauttem-

peratur und Wärmestrom;
i.	 Sauerstoffsättigung;
j.	 Sprechmuster;
k.	 Geolokalisierungsdaten;
l.	 Schlafqualität;
m.	 Grad der empfundenen körperli-

chen und geistigen Anstrengung, 
Erschöpfungszustand, Müdigkeit 
und Stress;

n.	 Daten zur Ernährung.

Art. 179v	 Datenbeschaffung
Die Gruppe Verteidigung beschafft 
die Daten für das ISport:
a.	 bei der betreffenden Person, 

wobei die Datenbeschaffung auch 
automatisiert über dauerhaft 
eingesetzte, auch körpergetrage-
ne technische Messgeräte erfol-
gen kann;

b.	 bei der Armee und der Militärver-
waltung;
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c.	 aus den folgenden Informations-
systemen:
1.	 PISA,
2.	 DIM,
3.	 MEDISA,
4.	 MEDIS LW,
5.	 DDSV.

Art. 179w	 Datenbekanntgabe
Die Gruppe Verteidigung gibt die 
Daten des ISport durch Abrufverfah-
ren, automatisiert über eine Schnitt-
stelle oder auf andere Weise be-
kannt:
a.	 den für die Aufgaben nach Artikel 

179t zuständigen Stellen und Per-
sonen der Armee und der Militär-
verwaltung;

b.	 den für die betreffende Person 
zuständigen militärischen Kom-
mandos und Verwaltungseinhei-
ten der Gruppe Verteidigung zur 
Erfüllung ihrer gesetzlichen oder 
vertraglichen Aufgaben;

c.	 weiteren Stellen und Personen 
der Bundesverwaltung, soweit sie 
die Daten zur Erfüllung ihrer ge-
setzlichen oder vertraglichen 
Aufgaben benötigen;

d.	 der betreffenden Person für die 
Einsicht in ihre Daten und für 
deren Bearbeitung;
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e.	 den folgenden Informationssyste-
men, sofern die Daten in diesen 
Informationssystemen geführt 
werden dürfen:
1.	 PISA,
2.	 DIM,
3.	 MEDISA,
4.	 MEDIS LW,
5.	 DDSV,
6.	 Informationssysteme des 

BASPO,
7.	 Informationssysteme armasu-

isse Wissenschaft und Tech-
nologie.

Art. 179x	 Datenaufbewahrung
1 Die Daten des ISport werden längs-
tens während fünf Jahren ab letzter 
Aktualisierung aufbewahrt.
2 Widerruft eine Person nachträglich 
ihre Einwilligung in die Bearbeitung 
ihrer Daten im ISport, werden ihre 
Daten im ISport innert einem Monat 
vernichtet.
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3. Fernmeldegesetz vom 
30. April 199717

Art. 47 Abs. 4

4 Aufgehoben

17	 SR 784.10

Art. 47	 Sicherheitskommuni-
kation

1 Der Bundesrat bestimmt, welche 
Fernmeldedienste die Anbieterinnen 
von Fernmeldediensten zu erbringen 
haben, damit Armee, Zivilschutz, 
Grenzwachtkorps, Polizei, Feuer-
wehr, Schutz- und Rettungsdienste 
sowie zivile Führungsstäbe in allen 
Lagen ihre Aufgaben erfüllen können.
2 Er kann die Anbieterinnen im Hin-
blick auf und in besonderen und 
ausserordentlichen Lagen verpflich-
ten, Räumlichkeiten und Anlagen zur 
Verfügung zu stellen und Übungen 
zu dulden.
3 Er regelt die Abgeltung dieser Leis-
tungen und trägt dabei dem Eigenin-
teresse der Anbieterinnen angemes-
sen Rechnung.
4 Er kann das notwendige Personal 
zum Dienst verpflichten, wenn eine 
ausserordentliche Lage dies erfor-
dert.
5 Vorbehalten bleiben die Bestimmun-
gen des Militärgesetzes vom 3. Feb-
ruar 1995 über die Requisition und 
über die Verfügungsgewalt des Ge-
nerals.
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4. Erwerbsersatzgesetz vom 
25. September 195218

Art. 1a Abs. 1bis erster Satz

1bis In Abweichung von Absatz 1 
haben Armeeangehörige zwischen 
zwei Ausbildungsdiensten oder sepa-
raten Teilen einer Rekrutenschule nur 
Anspruch auf eine Entschädigung, 
wenn sie erwerbslos sind. ...  
 

18	 SR 834.1

Art. 1a
1 Personen, die in der schweizeri-
schen Armee oder im Rotkreuzdienst 
Dienst leisten, haben für jeden besol-
deten Diensttag Anspruch auf eine 
Entschädigung. Ausgenommen sind 
Angestellte der Militärverwaltungen 
des Bundes und der Kantone:
a.	 deren Militärdienstpflicht verlän-

gert wurde;
b.	 die freiwillig Militärdienst leisten; 

oder
c.	 die Dienst in der Militärverwaltung 

leisten.
1bis  In Abweichung von Absatz 1 
haben Armeeangehörige zwischen 
zwei Ausbildungsdiensten nur An-
spruch auf eine Entschädigung, 
wenn sie erwerbslos sind. Selbst-
ständigerwerbende und Nichter-
werbstätige haben keinen Anspruch. 
Der Bundesrat regelt das Verfahren.
2 Personen, die Zivildienst leisten, 
haben für jeden anrechenbaren 
Diensttag gemäss dem Zivildienstge-
setz vom 6. Oktober 1995 Anspruch 
auf eine Entschädigung.
2bis Personen, welche nach der 
schweizerischen Militärgesetzgebung 
rekrutiert werden, haben für jeden 
besoldeten Rekrutierungstag An-
spruch auf eine Entschädigung.
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3 Personen, die Schutzdienst leisten, 
haben jeden ganzen Tag, für den sie 
Sold nach Artikel 39 Absatz 1 Buch-
stabe a des Bevölkerungs- und Zivil-
schutzgesetzes vom 20. Dezember 
2019 (BZG) beziehen, Anspruch auf 
eine Entschädigung. Ausgenommen 
ist das Personal der für den Zivil-
schutz zuständigen kantonalen und 
kommunalen Stellen, das im Rahmen 
von Einsätzen des Zivilschutzes 
zugunsten der Gemeinschaft nach 
Artikel 53 Absatz 3 BZG eingesetzt 
wird.
4 Personen, die an eidgenössischen 
und kantonalen Kursen der Kaderbil-
dung von «Jugend und Sport» im 
Sinne von Artikel 9 des Sportförde-
rungsgesetzes vom 17. Juni 2011 
sowie an Jungschützenleiterkursen 
nach Artikel 64 des Militärgesetzes 
vom 3. Februar 1995 teilnehmen, 
sind den in Absatz 1 genannten Per-
sonen gleichgestellt.
4bis Der Anspruch auf eine Entschädi-
gung erlischt mit dem Bezug einer 
ganzen Altersrente der Alters- und 
Hinterlassenenversicherung, spätes-
tens jedoch mit dem Erreichen des 
Referenzalters nach Artikel 21 Absatz 
1 des Bundesgesetzes vom 20. De-
zember 1946 über die Alters- und 
Hinterlassenenversicherung (AHVG).
5 Die in den Absätzen 1–4 genannten 
Personen werden in diesem Gesetz 
als Dienstleistende bezeichnet.
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Entwurf des Bundesrates

vom 7. März 2025

2

Beschluss des Ständerates

vom 18. Juni 2025

Eintreten und Zustimmung zum Entwurf

Antrag der Sicherheitspolitischen
Kommission des Nationalrates 

vom 23. Juni 2025

Eintreten und Zustimmung zum Entwurf

Verordnung der  
Bundesversammlung  
über die Verwaltung der Armee
(VBVA)

Aufhebung vom …

Die Bundesversammlung der Schweizerischen 
Eidgenossenschaft,
nach Einsicht in die Botschaft des Bundesrates 
vom 7. März 20251,
beschliesst:

1		 BBl 2025 960
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Einziger Artikel
Die Verordnung der Bundesversammlung vom 
30. März 19492 über die Verwaltung der Armee 
wird gleichzeitig mit dem Inkrafttreten der Än-
derung vom … des Militärgesetzes vom 3. Feb-
ruar 19953 aufgehoben.

2		 AS 1949 1093; 1964 487; 1965 885; 1968 73; 
1971 936; 1984 1324; 1986 1716; 1990 1882; 
1992 288; 1995 4093; 2002 3641; 2003 4005; 
2006 5599; 2017 2299

3		 SR 510.10
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Geltendes Recht Entwurf des Bundesrates

vom 7. März 2025

3

Beschluss des Ständerates

vom 18. Juni 2025

Eintreten und Zustimmung zum 
Entwurf, wo nichts vermerkt ist

Anträge der Sicherheitspolitischen 
Kommission des Nationalrates 

vom 11. August 2025

Mehrheit

Eintreten und Zustimmung zum 
Beschluss des Ständerates, wo 
nichts vermerkt ist

-  85  -

Verordnung der  
Bundesversammlung  
über die Organisation der 
Armee
(Armeeorganisation, AO)

Änderung vom …

Die Bundesversammlung der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft,
nach Einsicht in die Botschaft des 
Bundesrates vom 7. März 20251,
beschliesst:

1		 BBl 2025 960

Minderheit (Glättli, Andrey, Chollet, 
Fridez, Molina, Rumy, Seiler Graf, 
Zryd)

Nichteintreten
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I

Die Armeeorganisation vom 
18. März 20162 wird wie folgt 
geändert:

2		 SR 513.1

I I

Art. 1	 Sollbestand der 
Armee

Art. 1

Mehrheit Minderheit I (Flach) Minderheit II (Zryd, Andrey, 
Chollet, Fridez, Glättli, Molina, 
Rumy, Seiler Graf)

1 Die Armee verfügt über einen 
Sollbestand von 100 000 und 
einen Effektivbestand von 
höchstens 140 000 Militär-
dienstpflichtigen.

1 Die Armee verfügt über einen 
Sollbestand von 100 000 Mili-
tärdienstpflichtigen und einen 
Effektivbestand, der geeignet 
ist, den Sollbestand jederzeit 
sicherzustellen. 
(siehe Art. 6b)

1 Die Armee verfügt über einen 
Sollbestand von mindestens 
100 000 Militärdienstpflichti-
gen und einen Effektivbestand, 
der geeignet ist, den Sollbe-
stand jederzeit sicherzustellen. 
(siehe Art. 6b)

1 Gemäss geltendem Recht 
 
 
 
 

(siehe Art. 6b)

2 Nicht zum Soll- und Effektiv-
bestand der Armee zählen:
a.	 die Rekruten;
b.	 die Angehörigen des Kom-

petenzzentrums Sport der 
Armee, der Militärjustiz, 
des Rotkreuzdienstes, der 
Stäbe des Bundesrates 
und der Betriebsdetache-
mente der Kantone;

c.	 die Angehörigen der Ar-
mee, die weder in Forma-
tionen eingeteilt sind noch 
im Zivilschutz oder in an-
deren Bereichen des Si-
cherheitsverbundes 
Schweiz verwendet wer-
den;

d.	 Durchdiener, die ihre Aus-
bildungsdienstpflicht erfüllt 
haben;

e.	 der Personalbestand der 
Militärverwaltung des Bun-
des und der Kantone.
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Art. 4	 Zuständigkeiten des 
VBS

1 Das Eidgenössische Departement 
für Verteidigung, Bevölkerungsschutz 
und Sport (VBS) legt im Rahmen der 
Gliederung der Armee die Strukturen 
fest.
2 Es legt in diesem Rahmen insbe-
sondere die Truppengattungen, 
Dienstzweige und Berufsformationen 
der Armee fest und regelt Aufgaben, 
Organisation, Ausbildung und Aufge-
bot seiner Stäbe.
3 Es achtet auf einen angemessenen 
Anteil der Frauen, der Milizangehöri-
gen sowie der Sprachgemeinschaf-
ten auf den höheren Kommandostel-
len.

Art. 5	 Zuständigkeiten der 
Gruppe Verteidigung

1 Die Gruppe Verteidigung regelt im 
Rahmen der Strukturen die Detailor-
ganisation.  

2 Sie regelt den Ausgleich der Be-
stände zwischen den Formationen 
der Armee.
3 Sie sorgt dafür, dass die Stellungs-
pflichtigen in angemessene Funktio-
nen eingeteilt werden.

Art. 4	 Zuständigkeiten des 
Bundesrates

Art. 4

Streichen (= gemäss  
geltendem Recht)
(siehe Entwurf 1 Art. 93 Abs. 2)

1 Der Bundesrat legt im Rahmen der 
Gliederung der Armee die Strukturen 
fest.

2 Er legt in diesem Rahmen insbe-
sondere die Truppengattungen, 
Dienstzweige und Berufsformationen 
der Armee fest und regelt Aufgaben, 
Organisation, Ausbildung und Aufge-
bot seiner Stäbe.
3  Er achtet auf einen angemessenen 
Anteil der Milizangehörigen sowie der 
Sprachgemeinschaften auf den hö-
heren Kommandostellen.

Art. 5Art. 5	 Zuständigkeiten des 
VBS

Streichen (= gemäss  
geltendem Recht)
(siehe Entwurf 1 Art. 93 Abs. 2)

1 Das Eidgenössische Departement 
für Verteidigung, Bevölkerungsschutz 
und Sport (VBS) regelt im Rahmen 
der Strukturen die Detailorganisation.
2 Es regelt den Ausgleich der Bestän-
de zwischen den Formationen der 
Armee.
3 Es sorgt dafür, dass die Stellungs-
pflichtigen in angemessene Funktio-
nen eingeteilt werden.
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Geltendes Recht Bundesrat Ständerat Kommission des Nationalrates

Art. 6b	 Übergangsbe-
stimmung zur 
Änderung vom 
…

Der Bundesrat kann nach 
Inkrafttreten der Änderung 
vom … während fünf Jahren 
den Effektivbestand nach 
Artikel 1 Absatz 1 überschrei-
ten, um:
a.	 den Erfordernissen der 

aktuellen Bedrohungslage 
zu entsprechen;

b.	 starke Schwankungen des 
Effektivbestandes aufgrund 
unterschiedlich grosser 
Jahrgänge der Militär-
dienstpflichtigen zu verhin-
dern.

II

Diese Verordnung tritt gleich-
zeitig mit der Änderung vom 
… des Militärgesetzes vom 
3. Februar 19953 in Kraft.

3		 SR 510.10; AS 2025 ...

Art. 6b

Mehrheit Minderheit I (Flach) Minderheit II (Zryd, ...)
Streichen
(siehe Art. 1 Abs. 1)

Streichen
(siehe Art. 1 Abs. 1)

Streichen
(siehe Art. 1 Abs. 1)
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